beruhenden Privatrechte werden hierdurch nicht berührt. 
32 
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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤnig lichen Pleußiſchen Staaten. 


— Nr 18. —— 


(Nr. 3254.) Gemeinde-Ordnung für den Preußiſchen Staat. Vom 11. März 1850. E Chee e, 


n EK S , Aon e Jani Derse | 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von fene rang or, 
Preußen ꝛc. 2C. yo. — 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: Sue, 79 a0: RB JR 
Titel J. R 
Von den Grundlagen der Gemeindeverfaſſung. 
e 


Zu einem Gemeindebezirk (Gemarkung, Feldflur, Bann) gehören alle 
innerhalb der Grenzen deſſelben gelegenen Grundſtuͤcke. 

Jedes Grundſtuͤck muß einem Gemeindebezirke angehoͤren oder einen 
ſolchen bilden. 

Veraͤnderungen von Gemeindebezirken koͤnnen nur unter Zuſtimmung 
der Vertretungen der betheiligten Gemeinden und nach Anhörung der Kreis— 
Vertretung durch einen Beſchluß des Bezirksrathes bewirkt werden, 

Dieſer Beſchluß bedarf zu ſeiner Guͤltigkeit der Genehmigung des Koͤnigs 
und tritt in Kraft, nachdem er durch das Amtsblatt bekannt gemacht worden 
iſt. Veranderungen von Gemeindebezirken, welche bei Gelegenheit der Gemein⸗ 
heitstheilungen vorkommen, unterliegen dieſen Beſtimmungen nicht. 


Na 
Alle Einwohner des Gemeindebezirks gehören zur Gemeinde. 
Als Einwohner werden Diejenigen betrachtet, welche in dem Gemeinde- 
bezirk nach den Beſtimmungen der Geſetze ihren Wohnſitz haben. 


H. 3. 

Alle Einwohner ($. 2.) der Gemeinde find zur Mitbenutzung der oͤffent⸗ 
lichen Gemeinde-Anſtalten berechtigt und zur Theilnahme an den Gemeinde— 
laſten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet. 

Die Beſtimmungen beſonderer Stiftungen, welche mit ſolchen Gemeinde— 
Anſtalten verbunden ſind, ingleichen die darauf bezuͤglichen, auf beſondern Titeln 


Wer 


Jahrgang 1850. (Nr. 3254.) ‘ 
Ausgegeben zn Berlin den 27. März 1850. 


au. — 


Wer in der Gemeinde Grundbefig hat oder ein ſtehendes Gewerbe be- 
treibt, aber nicht in der Gemeinde wohnt, ift nur verpflichtet, an denjenigen 
Laſten Theil zu nehmen, welche auf den Grundbeſitz oder auf das Gewerbe, 
oder auf das aus jenen Quellen fließende Einkommen gelegt ſind. 

In wieweit Waldungen zu den Gemeinde Abgaben und Laſten heran⸗ 
gezogen werden koͤnnen, iſt nach den beſonderen Verhaͤltniſſen der erſteren zu 
den Gemeinden zu bemeſſen. Die Provinzial⸗Verſammlung hat daruͤber nähere 
Beſtimmungen zu treffen, welche der Genehmigung des Koͤnigs beduͤrfen. 

Bis zum Erlaſſe ſolcher Beſtimmungen koͤnnen Waldbeſitzer zu den 
Gemeinde-Abgaben und Laſten im höheren Maaße als bisher gegen ihren 
Willen nur in ſoweit herangezogen werden, als es von dem Bezirksrathe im 
Einverſtaͤndniß mit dem Regierungspraͤſidenten für angemeſſen erachtet wird. 
In der Provinz Weſtphalen und in der Rheinprovinz bleibt es bis zum Erlaſſe 
ſolcher Beſtimmungen bei den bisherigen Rechten und Pflichten des Staats 
als Walbbeſitzer. | 

Die im H. 7., H. 8. und H. 9. des Geſetzes vom 21. Januar 1839. 
(Geſetz-Sammlung S. 31. und 32.) bezeichneten ertragsunfaͤhigen oder zu 
einem oͤffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmten Grundſtuͤcke ſollen im 
ganzen Staate von Gemeinde-Auflagen in ſoweit befreit fein, als fie dieſe Bee 
freiung zur Zeit der Verkuͤndigung dieſer Gemeinde⸗Ordnung bereits beſaßen. 

Zeitweilige Befreiungen von Gemeinde-Abgaben und Leiſtungen für wat: 
bebaute Grundſtuͤcke find zulaͤſſig. i : 

Alle fonftigen, nicht perſoͤnlichen Befreiungen koͤnnen von den Gemeinden 
abgeloͤſt werden, und hoͤren auf, wenn die Entſchaͤdigung feſtgeſtellt und gezahlt 
iſt. Wer auf Entſchaͤdigung Anſpruch machen will, muß dieſen Anſpruch 
binnen Jahresfriſt nach Einführung dieſer Gemeinde-Ordnung in der betreffen⸗ 
den Gemeinde (F. 156.) bei dem Gemeindevorſtande anmelden, widrigenfalls 
die Befreiung und der Anſpruch auf Entſchaͤdigung erloͤſchen. Die Entſchaͤdi⸗ 
gung wird zum 20fachen Betrage des Jahreswerthes der Befreiung nach dem 


Durchſchnitte der letzten 10 Jahre vor der Verkuͤndigung dieſer Gemeinde⸗ 


Ordnung geleiſtet. Steht ein anderer Entſchaͤdigungs⸗Maaßſtab durch ſpeziellen 
Rechtstitel feſt, ſo hat es hierbei ſein Bewenden. Der Entſchaͤdigungs⸗Betrag 
wird durch Schiedsrichter, mit Ausſchluß der ordentlichen Rechtsmittel, feſtge⸗ 
ſtellt; von dieſen wird der eine von dem Beſitzer des bisher befreiten Grund: 
ſtuͤcks, der andere von der Gemeindevertretung ernannt. Der Obmann iſt, 
wenn fich die Schiedsrichter über deſſen Ernennung nicht verftándigen konnen, 
von der Aufſichtsbehoͤrde zu ernennen. f 
Alle perſoͤnlichen Befreiungen find ohne Entſchaͤdigung aufgehoben. 


§. 4. S 
Jeder ſelbſtſtaͤndige Preuße iſt Gemeindewaͤhler, wenn er feit einem 
Jahre: | 
1) Einwohner des Gemeindebezirks iſt ($. 2.) 
2) keine Armen⸗Unterſtuͤtzung aus öffentlichen Mitteln empfangen und 
3) die ihn betreffenden Gemeinde-Abgaben gezahlt hat; endlich 


40 mindeſtens zwei Thaler als Jahresbetrag an direkten Steuern ee 
ode 


L 


= 
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oder ſofern es ſich um eine, nach den Beſtimmungen des Titel III. ver⸗ 
waltete Gemeinde handelt, ein Grundſtuͤck im Werthe von 100 Rthlr. 
oder ein Haus im Gemeindebezirke beſitzt. 
In den mahl⸗- und ſchlachtſteuerpflichtigen Gemeinden tritt an die Stelle 
des Beitrags zu den direkten Staatsabgaben der Nachweis, daß das Gemeinde— 
Mitglied ein reines jaͤhrliches Einkommen bezieht, welches betraͤgt: 


fuͤr Gemeinden von weniger als 10,000 Einwohner 200 Rthlr. 
- Sun = 10,000 — 50,000 = 250 
= = S mehr als 50,000 = 300 D 


Steuerzahlungen, Einkommen und Grundbefiß der Ehefrau werden dem 
Ehemanne, Steuerzahlungen, Einkommen und Grundbeſitz der minderjaͤhrigen, 
beziehungsweiſe der in vaͤterlicher Gewalt befindlichen Kinder, dem Vater an— 
gerechnet. 

Als ſelbſtſtaͤndig wird nach vollendetem 25. Lebensjahre ein Jeder be— 
trachtet, der einen eigenen Hausſtand hat, ſofern ihm nicht das Verfuͤgungs⸗ 
recht über fein Vermögen oder beten Verwaltung durch richterliches Erkennt- 
niß entzogen iſt. 

Zu den unbeſoldeten Stellen in der Gemeindeverwaltung, ſowie zur Ge⸗ 
meindevertretung koͤnnen nur ſolche Einwohner des Gemeindebezirks, welche 
Gemeindewaͤhler ſind, gewaͤhlt werden. 

Von dem Wahlrecht und der Waͤhlbarkeit ausgeſchloſſen ſind Diejenigen, 
welche ſich in Folge rechtskraͤftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht im Voll: 
beſitze der buͤrgerlichen und ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte befinden. 

Wahlrecht und Waͤhlbarkeit ruhen fo lange, als der dazu Berechtigte 
ſich in gerichtlicher Haft oder in Kriminalunterſuchung oder in Konkurs bee 
findet. Wo das Rheiniſche Civilgeſetzbuch gilt, ruhen das Wahlrecht und die 
Waͤhlbarkeit desjenigen, der in Zahlungsunfaͤhigkeit verfällt, fo lange, bis die 
Rehabilitirung ausgeſprochen iſt. i 


H. 5. 

Wer in einer Gemeinde ſeit einem Jahre mehr als Einer der drei hoͤchſt— 
beſteuerten Einwohner ſowohl an direkten Staats- als an Gemeindeabgaben 
entrichtet, iſt, auch ohne in der Gemeinde zu wohnen oder ſich daſelbſt aufzu⸗ 
halten, berechtigt, an den Wahlen Theil zu nehmen, falls bei ihm die uͤbrigen 
Erforderniſſe, um Gemeindewaͤhler zu ſein, vorhanden ſind. 

Daſſelbe Recht haben juriſtiſche Perſonen, wenn ſie in einem ſolchen 
Maaße in der Gemeinde beſteuert ſind. f 


H. 6. 

Die Gemeinden ſind Korporationen. 

Jeder Gemeinde ſteht die Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten zu. 
. 


In den Gemeinden wird ein Gemeindevorſtand und ein Gemeinderath 
gebildet, welche nach naͤherer Vorſchrift dieſes Geſetzes dieſelben vertreten. Der 
(Nr. 3254.) 32% Gez 
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Gemeindevorſtand iſt die Obrigkeit des Orts und verwaltet die Gemeinde - An- 


gelegenheiten. a 

Die mit den Lehn- und Erbſchulzenguͤtern verbundenen Rechte und Pflich— 

ten in Beziehung auf die Verwaltung des Schulzenamtes ſind aufgehoben. 
F. 8. 

Jede Gemeinde iſt befugt, ihre beſondere Verfaſſung in einem Gemeinde⸗ 
ſtatut zu verzeichnen, welches alsdann die Grundlage dieſer beſonderen Ver— 
faſſung bildet. l 

Gegenſtaͤnde eines ſolchen Statuts find: 

1) Feſtſetzungen uͤber ſolche Angelegenheiten der Gemeinden, ſowie uͤber 
ſolche Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hinſichtlich deren das 
gegenwaͤrtige Geſetz Verſchiedenheiten geſtattet oder keine ausdruͤcklichen 
Beſtimmungen enthaͤlt; 

2) Beſtimmungen uͤber ſonſtige eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe und Einrich⸗ 
tungen. 

Das Gemeindeſtatut bedarf der Beſtaͤtigung des Bezirksrathes nach vor- 
gaͤngiger Begutachtung durch den Kreisausſchuß. 

Nede 

Für Gemeinden, welche mehr als 1500 Einwohner haben, kommen in 
der Regel die Beſtimmungen des Titel II., für Gemeinden, welche nicht mehr 
als 1500 Einwohner haben, in der Regel die Beſtimmungen des Titel III. zur 
Anwendung. i 

Auf den Antrag des in jenen Gemeinden nach dem Titel II., in dieſen 
nach dem Titel III. gewählten Gemeinderathes koͤnnen jedoch von dem Bezirks— 
rathe auch Gemeinden mit mehr als 1500 Einwohnern den Beſtimmungen des 
Titel III., und Gemeinden mit nicht mehr als 1500 Einwohnern den Beſtim⸗ 
mungen des Titel II. unterworfen werden. 


Titel II. 
Von den Gemeinden, welche mehr als 1500 Einwohner haben. 
A bſchnitt J. 
Von der Zuſammenſetzung und Wahl des Gemeinderathes. 


H. 10. a 
Der Gemeinderath beſteht aus 12 Mitgliedern (Gemeindeverordneten) in 
Gemeinden von weniger als 2,500 Einwohnern, 
aus 18 in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Einwohnern, 


„ 24 > = 5,001 = 10,000 S 
30 5 10,001 20,000 : 
20g 80 l S 20,00 1 30,000 2 
a. Se 2 - 30,001 = 50,000 e 
8 5 - 50,001 = 70,000 ; 
38540 5 70,001 90,000 5 
„ 60 e 90,001 „120,000 e 
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In Gemeinden von mehr als 120,000 Einwohnern treten fuͤr jede wei— 
teren 50,000 Einwohner 6 Gemeindeverordnete hinzu. a 

Wo die Zahl der Mitglieder nach den bisherigen Beſtimmungen eine 
andere geweſen iſt, verbleibt es bei dieſer Zahl, ſo lange nicht der neugewaͤhlte 
Gemeinderath mit Genehmigung des Bezirksrathes eine Verminderung oder 
Vermehrung derſelben beſchloſſen hat. 


$ 11. 


Zum Zwecke der Wahl des Gemeinderathes werden die Gemeindewaͤh— 
ler (HH. 4. und 5.) nach Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten 
Steuern (Gemeinde-, Kreis-, Bezirks-, Provinzial- und Staatsabgaben), in 
den Gemeinden, wo die Mahl- und Schlachtſteuer beſteht, nach Maaßgabe 
ihres Einkommens, in drei Abtheilungen getheilt. 

Die erſte Abtheilung beſteht aus Denjenigen, welche die hoͤchſten Betraͤge 
bis zum Belaufe eines Drittels des Geſammtbetrages der Steuer aller Ge— 
meindewaͤhler entrichten, oder welche das hoͤchſte Einkommen bis zum Belaufe 
eines Drittels des Geſammteinkommens aller Gemeindewaͤhler beſitzen. 

In die erſte Abtheilung gehoͤrt auch Derjenige, deſſen Steuerbetrag oder 
Einkommen nur theilweiſe in das erſte Drittel faͤllt. Die uͤbrigen Wähler 
bilden die zweite und dritte Abtheilung; die zweite reicht bis zur Haͤlfte der 
Geſammtſteuer reſp. des Geſammteinkommens dieſer Waͤhler.“ . 

Steuern, die fuͤr Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in einer anderen Ge— 
meinde entrichtet werden, ſowie die Steuer fuͤr die im Umherziehen betriebenen 
Gewerbe ſind bei der Bildung der Abtheilungen nicht anzurechnen. 

Die Dienſte (H. 49.) kommen gleich den Abgaben in Anrechnung. 

Kein Waͤhler kann zweien Abtheilungen zugleich angehoͤren. 

Laͤßt ſich weder nach dem Steuerbetrage oder Einkommen, noch nach 
der alphabetiſchen Ordnung der Namen beſtimmen, welcher unter mehreren 
Waͤhlern zu einer beſtimmten Abtheilung zu rechnen iſt, ſo entſcheidet das Loos. 

Jede Abtheilung waͤhlt ein Drittel der Mitglieder zum Gemeinderath, 
ohne dabei an die Wähler der Abtheilung gebunden zu ſein. 


§. 12. f 
ö Gehoͤren zu einer Abtheilung mehr als 500 Waͤhler, fo kann die Wahl 
in derſelben nach Bezirken geſchehen. Auch die aus mehreren Ortſchaften bez 
ſtehenden Gemeinden koͤnnen in Wahlbezirke eingetheilt werden. Die Anzahl 
und die Grenzen der Wahlbezirke, ſowie die Anzahl der von einem jeden Der: 
ſelben zu waͤhlenden Gemeindeverordneten werden nach Maaßgabe der Zahl 
der Waͤhler von dem Gemeindevorſtande feſtgeſetzt. 


$. 13. \ 
Bei Gemeinden, welche mehrere Ortſchaften umfaſſen, kann der Bezirks⸗ 
rath nach Verhaͤltniß der Einwohnerzahl beſtimmen, wieviel Mitglieder des 
Gemeinderathes aus jeder einzelnen Ortſchaft zu wählen: find. 


(Nr. 8234.) §. . 
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F. 14. 


Die Haͤlfte der von jeder Abtheilung zu waͤhlenden Gemeindeverord— 
neten muß aus Grundbeſitzern (Eigenthuͤmern, Nießbrauchern und ſolchen, die 
ein erbliches Beſitzrecht haben) beſtehen. Befinden ſich in einer Gemeinde gar 
keine oder nur ſehr wenige Grundbeſitzer, ſo koͤnnen ſtatt derſelben oder gleich 
ihnen Pächter gewählt werden. Die nähere Beſtimmung hierüber iſt von dem 
Bezirksrathe fuͤr jeden einzelnen Ort zu treffen. 

H. 15. 
Mitglieder des Gemeinderathes koͤnnen nicht ſein: ö 

1) die We Staate ernannten Mitglieder der Auffichts - Behörde 
(H. 138.); 

2) die Mitglieder des Gemeindevorſtandes und die ſonſtigen Ge— 
meinde⸗Beamten; f 

3) die Mitglieder der Kreis-, Stadt und Landgerichte, mit Einſchluß 
der Einzelrichter ihrer Gerichtsſprengel, ingleichen die Mitglieder 
der höheren Gerichtshoͤfe; 8 

4) die Beamten der Staats-Anwaltſchaft; 

5) die Polizei-Beamten; 

6) die zum ſtehenden Heere und die zu den Landwehrſtaͤmmen ge⸗ 
hoͤrenden Perſonen. 

Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des 
Gemeinderathes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich erwaͤhlt, ſo wird der 
ältere allein zugelaſſen. 


f §. 16. 


Die Mitglieder des Gemeinderathes werden auf 6 Jahre gewaͤhlt. Jedoch 
verliert jede Wahl ihre Wirkung mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit (H. 4.). 
Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil aus und wird durch neue Wahlen er⸗ 
ſetzt. Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden fuͤr jede Abtheilung 
durch das Loos beſtimmt. 


$. 17. 


Eine Lifte der Gemeindewaͤhler, welche die erforderlichen Eigenſchaften 
derſelben nachweiſt, wird von dem Gemeindevorſtande gefuͤhrt und alljaͤhrlich 
im Juli berichtigt. 

Die Lifte wird nach den Wahl⸗Abtheilungen und in dem Falle des H. 12. 
nach den Wahlbezirken eingetheilt. 5 


H. 18, 
i a 1. bis 15. Juli ſchreitet der Gemeindevorſtand zur Berichtigung 
er Liſte. 


Vom 15. bis zum 30. Juli wird die Liſte in einem oder mehreren, zur 
Öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen in der Gemeinde offen gelegt. 


Dz 


ij 
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Waͤhrend dieſer Zeit kann jeder Einwohner der Gemeinde gegen die Rich⸗ 
tigkeit der Liſte bei dem Gemeindevorſtande Einwendungen erheben. 

Der Gemeinderath entſcheidet daruͤber bis zum 15. Auguſt. 

Innerhalb 10 Tagen nach Mittheilung der Entſcheidung iſt die Beru— 
o an den Bezirksrath zuläffig, welcher binnen 4 Wochen endgültig ent 
ſcheidet. 

Soll der Name eines ein Mal in die Liſte aufgenommenen Einwohners 
wieder ausgeſtrichen werden, ſo iſt ihm dieſes unter Angabe der Gruͤnde 8 Tage 
vorher von dem Gemeindevorſtande mitzutheilen. 


H. 19. 


Die Wahlen zur regelmaͤßigen Ergaͤnzung des Gemeinderathes finden alle 
zwei Jahre im November ſtatt. Die Wahlen der dritten Abtheilung erfolgen 
zuerſt, die der erſten zuletzt. 

Außergewoͤhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der Wahlperiode aus— 
geſchiedener Mitglieder können von dem Gemeinderathe veranlaßt oder von 
dem Bezirksrathe angeordnet werden. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum 
Ende derjenigen 6 Jahre in Thaͤtigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene ge— 
waͤhlt war. 

Alle Ergaͤnzungs- oder Erſatzwahlen werden von denſelben Abtheilungen 
und Bezirken (§. 12.) vorgenommen, von denen der Ausgeſchiedene gewaͤhlt 
war. Iſt die Zahl der zu waͤhlenden Gemeindeverordneten nicht durch drei 
theilbar, ſo iſt, wenn nur einer uͤbrig bleibt, dieſer von der zweiten Abtheilung 
zu wählen. Bleiben zwei uͤbrig, fo wählt die erſte Abtheilung den einen und 
die dritte Abtheilung den andern. 

$. 20. ; 

Der Gemeinderath hat jeder Zeit die nöthige Beſtimmung zur Ergaͤn⸗ 
zung der erforderlichen Anzahl von Grundbeſitzern ($. 14.) zu treffen. 

Iſt die Zahl der Grundbeſitzer, welche zu wählen find, nicht durch die 
Zahl der Wahlbezirke theilbar, ſo wird die Vertheilung auf die einzelnen Wahl⸗ 
bezirke durch das Loos beſtimmt. 

Mit dieſer Beſchraͤnkung können die ausſcheidenden Mitglieder des Gez 
meinderathes jeder Zeit wieder gewaͤhlt werden. 5 
SE Us 
„Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Lifte (SS. 17., 18.) 
verzeichneten Waͤhler durch den Gemeindevorſtand zu den Wahlen mittelſt 
ſchriftlicher Einladung oder ortsuͤblicher Bekanntmachung berufen. 
Die Einladung oder Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und die 


Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorſtande abzugeben find, gez 
nau beſtimmen. 


§. 22, 


Der Wahlvorſtand beſteht in jedem Wahlbezirk aus dem Buͤrgermeiſter 
oder einem von dieſem ernannten Stellvertreter als Vorſitzenden und aus zwei 
(Nr. 3254.) von 
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von dem Gemeinderathe gewaͤhlten Beiſitzern. Fuͤr jeden Beiſitzer wird von 
dem Gemeinderathe ein Stellvertreter gewaͤhlt. 


§. 23. 


Jeder Wähler muß dem Wahlvorſtande mündlich zu Protokoll erklaͤren, 
wem er ſeine Stimme geben will. Er hat ſo viele Perſonen zu bezeichnen, als 
zu waͤhlen ſind. ) 

Nur die im F. 5. erwaͤhnten, außerhalb der Gemeinde wohnenden, 
hoͤchſtbeſteuerten und juriſtiſchen Perſonen, ſowie die durch den Militairdienft 
von ihrem Gemeindebezirk entfernten Waͤhler koͤnnen ihr Stimmrecht durch 
Bevollmaͤchtigte ausuͤben. Die Bevollmaͤchtigten muͤſſen ſelbſt Gemeindewaͤh⸗ 
ler ſein. 8 
Iſt die Vollmacht nicht in beglaubigter Form ausgeſtellt, ſo entſcheidet 
uͤber die Anerkennung derſelben der Wahlvorſtand endguͤltig. 


§. 24. d 


Gewählt find Diejenigen, welche bei der erſten Abſtimmung die abſolute 
Stimmenmehrheit (mehr als die Haͤlfte der Stimmen) erhalten haben. 

Wenn ſich bei der erſten Abſtimmung nicht fuͤr ſo viele Perſonen, als 

zu waͤhlen ſind, die abſolute Stimmenmehrheit ergeben hat, wird zu einer zwei⸗ 
ten Wahl geſchritten. 
g Der Wahlvorſtand ſtellt die Namen derjenigen Perſonen, welche naͤchſt 
den Gewaͤhlten die meiſten Stimmen erhalten haben, ſoweit zuſammen, daß die 
doppelte Zahl der noch zu waͤhlenden Mitglieder erreicht wird. Dieſe Zuſam⸗ 
menſtellung gilt alsdann als die Liſte der Waͤhlbaren. 

Zu der zweiten Wahl werden die Waͤhler durch eine das Ergebniß der 
erſten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes acht Tage vor⸗ 
her berufen. Bei der zweiten Wahl iſt die abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erforderlich. d 

Unter Denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, 
giebt das Loos den Ausſchlag. N 

Wer in mehreren Abtheilungen oder Bezirken gewaͤhlt iſt, hat zu erfld- 
ren, welche Wahl er annehmen will. 


H. 25. 


Die Wahlprotokolle ſind vom Wahlvorſtande zu unterzeichnen und vom 
Gemeindevorſtande aufzubewahren. Der Gemeindevorſtand hat das Ergebniß 
der vollendeten Wahl ſofort bekannt zu machen. 

Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann von jedem Waͤhler der 
Gemeinde, innerhalb zehn Tagen nach der Bekanntmachung, bei der Aufſichts— 
behoͤrde Beſchwerde erhoben werden. 

Bei erheblichen Unregelmaͤßigkeiten hat die Aufſichtsbehoͤrde die Wah⸗ 
len auf erfolgte Beſchwerde oder von Amtswegen innerhalb zwanzig Tagen 
nach der Bekanntmachung durch eine motivirte Entſcheidung fuͤr unguͤltig zu 
erklaͤren. N 

H. 20. 
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$. 26, 

Die bei der regelmaͤßigen Ergaͤnzung neu gewaͤhlten Mitglieder des 
Gemeinderathes treten mit dem Anfang des auf ihre Wahl folgenden Jahres 
ihre Verrichtungen an; die Ausſcheidenden bleiben bis dahin in Thaͤtigkeit. 

Der Gemeindevorſtand hat die Einfuͤhrung der Gewaͤhlten und deren 
Verpflichtung durch Handſchlag an Eidesſtatt anzuordnen. 


\ 


Ab ſich nit t 
Von der Zuſammenſetzung und Wahl des Gemeindevorſtandes. 


hd H. 27 
Der Gemeindevorſtand beſteht aus dem Buͤrgermeiſter, einem Beigeord⸗ 
neten als deſſen Stellvertreter und einer Anzahl von Schoͤffen (Stadtraͤthen, 
Rathsherren, Rathmaͤnnern), naͤmlich in Gemeinden von 
weniger als 2,500 Einwohnern 2 Schoͤffen, 
2,500 bis 10,000 dur une 


10.001 = 30,000 = Oe 
30,004 = 60,000. = 1 
50,00% 400% % % /%/ꝗꝶqœMm,· ũ rg 


Bei mehr als 100,000 Einwohnern treten fuͤr jede weiteren 50,000 
Einwohner zwei Schoͤffen hinzu. Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeinde⸗ 
Vorſtandes (Magiſtrats) nach den bisherigen Beſtimmungen eine groͤßere ge⸗ 
weſen iſt, verbleibt es bei der letzteren ſo lange, als nicht der Gemeinderath 
mit Genehmigung des Bezirksrathes eine Verminderung beſchloſſen hat. 

Alle Gemeinden von großem Umfange oder von zahlreicher Bevoͤlkerung 
werden von dem Gemeindevorſtande in Ortsbezirke getheilt, nach Anhoͤrung des 
Gemeinderathes. 

Jedem Bezirk wird ein Bezirksvorſteher vorgeſetzt, welcher vom Gemeinde⸗ 
rathe aus den Waͤhlern des Bezirks auf ſechs Jahre erwaͤhlt und vom Ge⸗ 
meindevorſtande beſtaͤtigt wird. 

„Die Bezirksvorſteher ſind Organe des Gemeindevorſtandes und verpflich⸗ 
tet, feinen Anordnungen Folge zu leiſten, ihn namentlich in den oͤrtlichen Gee 
ſchaͤften des Bezirks zu unterſtuͤtzen. 

In den in g. 13 erwähnten Ortſchaften kann der Buͤrgermeiſter nach 
Beſtimmung des Landrathes durch ein daſelbſt wohnendes Mitglied des Gez 
meinderathes, welches dieſer zu waͤhlen hat, vertreten werden. 


§. 28, 


Mitglieder des Gemeindevorſtandes koͤnnen nicht ſein: 
1) die Mitglieder der Aufſichtsbehoͤrde; ; e 
2) die Mitglieder des Gemeinderathes, ingleichen Gemeinde-Unterbeamte 
einſchließlich des Gemeinde-Einnehmers; 
3) Geiſtliche und Lehrer an oͤffentlichen Schulen; 
Jahrgang 1850. (Ir, 3254.) 33 


4) die 
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4) die Mitglieder des Richterſtandes und die Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft; 
5) die Polizeibeamten; 
6) die zum ſtehenden Heere und die zu den Landwehrſtaͤmmen gehoͤ⸗ 
renden Perſonen. 
Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Bruͤder und 
Schwaͤger duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Gemeindevorſtandes ſein. 
Entſteht die Schwaͤgerſchaft im Laufe der Wahlperiode, fo ſcheidet Das: 
jenige Mitglied aus, durch welches das Hinderniß herbeigefuͤhrt worden iſt. 
Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, ſowie Brú- 
der, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Gemeindevorſtandes und Gemeinde⸗ 
rathes ſein. 
Perſonen, welche die in dem Geſetze vom 7. Februar 1835. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung S. 18.) bezeichneten Gewerbe betreiben, koͤnnen nicht Buͤrgermeiſter ſein. 


$. 29, 


Die Beigeordneten und die Schöffen, deren Zahl im H. 27. beſtimmt iſt, 
werden von dem Gemeinderathe durch abſolute Stimmenmehrheit auf 6 Jahre 
gewahlt. Alle 3 Jahre ſcheidet die Hälfte der Schöffen aus und wird durch 
neue Wahlen erſetzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das 
Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. , 

Außer den Schöffen koͤnnen, wo es das Beduͤrfniß erfordert, noch ein 
oder mehrere beſoldete Mitglieder (Syndikus, Kämmerer, Schulrath, Baurath 
u. ſ. w.) für beſondere Geſchaͤftszweige gewaͤhlt werden. 

Die Buͤrgermeiſter und die etwaigen beſoldeten Mitglieder des Gemeinde⸗ 
vorſtandes werden vom Gemeinderathe durch abſolute Stimmenmehrheit auf 
12 Jahre gewaͤhlt. 


D, 30, 


Sur jedes zu wählende Mitglied des Gemeindevorſtandes wird beſonders 
abgeſtimmt. Wird die abſolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung 
nicht erreicht, ſo werden diejenigen vier Perſonen, auf welche die meiſten Stim⸗ 
men gefallen ſind, auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch hierdurch die 
abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo findet unter denjenigen zwei Per⸗ 
ſonen, welche bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben, 
eine engere Wahl ſtatt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


. 31. 


Die gewählten Bürgermeifter und Beigeordneten bedürfen der Beſtaäti⸗ 
gung. Die Beſtaͤtigung ſteht in Gemeinden von mehr als 10,000 Einwoh⸗ 
nern dem Könige, in den uͤbrigen Gemeinden dem Regierungspraͤſidenten zu. 
Die Beſtaͤtigung kann nur nach Anhörung des Bezirksrathes verſagt werden. 
an die Beſtatigung verfagt, fo fchreitet der Gemeinderath zu einer neuen 

a 


Wird auch dieſe Wahl, nach Anhoͤrung des Bezirksrathes, nicht hen 
igt 
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tigt, fo Debt dem Könige, beziehungsweiſe dem Regierungspraͤſidenten, die Erz 
nennung auf hoͤchſtens 6 Jahre zu. 
Daſſelbe findet ſtatt, wenn der Gemeinderath die Wahl verweigern ſollte. 


H. 32 


Die Mitglieder des Gemeindevorſtandes werden vor ihrem Amtsantritte 
durch den Buͤrgermeiſter in öffentlicher Sitzung des Gemeinderathes in Eid und 
Pflicht genommen, der Buͤrgermeiſter wird vom Regierungspraͤſidenten oder 
einem von dieſem zu ernennenden Kommiſſar in oͤffentlicher Sitzung des Ge— 
meinderathes vereidet. 


Abſchnitt III. 
Von den Verſammlungen und Geſchaͤften des Gemeinderathes. 


$. 33. 


Der Gemeinderath hat uͤber alle Gemeinde-Angelegenheiten zu beſchlie⸗ 
ßen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Gemeindevorſtande uͤberwieſen ſind. 
Sein Gutachten giebt er uͤber alle Gegenſtaͤnde ab, welche ihm zu dieſem 
Zwecke durch die Aufſichtsbehörden vorgelegt werden. 

Die von dem Gemeinderathe gefaßten Beſchluͤſſe ſind fuͤr die Gemeinde 
verpflichtend, doch kann der Gemeinderath nicht die gefaßten Beſchluͤſſe zur 
Ausfuͤhrung bringen. i 

Die Mitglieder des Gemeinderathes find an keinerlei Inſtruktionen oder 
Auftraͤge der Waͤhler und der Wahlbezirke gebunden. Ueber andere als Ge⸗ 
meinde⸗Angelegenheiten kann der Gemeinderath nur dann berathen, wenn ſolche 
durch beſondere Geſetze oder in einzelnen Faͤllen durch Auftraͤge der Aufſichts⸗ 
behoͤrde oder der Bezirksregierung an ihn gewieſen ſind. Der Gemeinderath 
kontrollirt die Verwaltung. Er iſt daher berechtigt, ſich von der Ausfuͤhrung 
ſeiner Beſchluͤſſe und der Verwendung aller Gemeinde-Einnahmen Ueberzeugung 
zu verſchaffen. Er kann zu dieſem Zwecke die Akten einſehen und Ausſchuͤſſe 
aus ſeiner Mitte ernennen. 


H. 34. 
Der Gemeinderath waͤhlt jaͤhrlich einen Vorſitzenden, ſowie einen Stell⸗ 
vertreter deſſelben aus ſeiner Mitte. 
Der Gemeinderath verſammelt ſich, fo oft es feine Geſchaͤfte erfordern. 
Der Vorſtand wird zu allen Verſammlungen eingeladen; der Gemeinde⸗ 
rath kann verlangen, daß Abgeordnete des Vorſtandes anweſend ſind. 
Der Vorſtand muß gehoͤrt werden, ſo oft er es verlangt. 


$. 35. 


| Die Zuſammenberufung des Gemeinderathes geſchieht durch den Vor⸗ 
ſitzenden; ſie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder des 
Gemeinderathes oder von dem Gemeindevorſtande verlangt wird. 

Ar, 8254.) Ek F. 36, 
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F. 36. 


Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird ein fuͤr allemal von 
dem Gemeinderathe feſtgeſtellt. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens zwei freie 
Tage vorher ſtatt haben. 


$. 37, 


Durch Beſchluß des Gemeinderathes koͤnnen auch regelmäßige Sitzungs⸗ 
tage feſtgeſetzt, es muͤſſen jedoch auch dann die Gegenſtaͤnde der Verhandlung 
mindeſtens zwei freie Tage vorher den Mitgliedern des Gemeinderathes und 
dem Vorſtande angezeigt werden. 


$. 38. 


Der Gemeinderath kann nur beſchließen, wenn mehr als die Halfte ſei⸗ 
ner Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn der 
Gemeinderath, zum dritten Male zur Verhandlung uͤber denſelben Gegenſtand 
zuſammenberufen, dennoch nicht in genuͤgender Anzahl erſchienen iſt. 

Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim⸗ 
mung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


D. 39, 


Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Wer nicht mitſtimmt, wird 
zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach 
der Zahl der Stimmenden feſtgeſtellt. 

Bei allen Wahlen findet das im H. 30. vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 


$ 40, 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Verpflichtungen der Gemeinde darf 
Derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde in Wi⸗ 
derſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung eine beſchlußfaͤhige Ver⸗ 
ſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Gemeindevorſtand, oder wenn auch 
dieſer aus dem vorgedachten Grunde einen guͤltigen Beſchluß zu faſſen nicht 
befugt iſt, die Auffichtsbehörde fuͤr die Wahrung des Gemeinde-Intereſſes zu 
Ze und noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter fuͤr die Gemeinde zu be⸗ 

ellen. ö 


H. 41. 


Die Sitzungen des Gemeinderathes find öffentlich. Fuͤr einzelne Gegen: 
ſtaͤnde kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in eheimer Sitzung gefaßt 
wird, die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. Die Sitzungen duͤrfen nicht in 
Wirthshaͤuſern oder Schenken gehalten werden. Sp 

: H. 42. 
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$. 42. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eroͤffnet und ſchließt die Sitzun⸗ 
en und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Er kann jeden Zu⸗ 
hörer aus dem Sitzungszimmer entfernen laſſen, welcher öffentliche Zeichen des 
Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Unruhe irgend einer Art verurſacht. 

F. 43. 

Die Beſchluͤſſe des Gemeinderathes und die Namen der dabei anweſend 
geweſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 5 

Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern un⸗ 
terzeichnet. Die Stelle der letzteren kann ein von dem Gemeinderathe gewaͤhl⸗ 
ter, in oͤffentlicher Sitzung hierzu von dem Buͤrgermeiſter vereideter Protokoll⸗ 
fuͤhrer vertreten. 

Alle Beſchluͤſſe ſind dem Gemeindevorſtande mitzutheilen. 


§. 44. 


Der Gemeinderath beſchließt uͤber die Benutzung des Gemeindever— 
moͤgens. 

Ueber das Vermoͤgen, welches nicht der Gemeinde-Korporation in ihrer 
Geſammtheit gehoͤrt, kann der Gemeinderath nur in ſofern beſchließen, als er 
dazu nr den Willen der Betheiligten oder durch fonftige Rechtstitel bee 
rufen iſt. 

Auf das Vermoͤgen der Korporationen und Stiftungen, ſowie auf das⸗ 
lenige, welches blos den Hausbeſitzern oder anderen Klaſſen der Einwohner 
gehoͤrt, haben andere Perſonen keinen Anſpruch. 

E Ab; 

Die Genehmigung des Bezirksrathes iſt erforderlich: 

1) zu Veraͤußerungen von Grundſtuͤcken und Gerechtſamen, welche jenen 
geſetzlich gleichgeſtellt find, ſowie zu Anleihen, durch welche der Schule 
denbeſtand der Gemeinde vergrößert wird; 

2) zu a in dem Genuſſe von Gemeindenutzungen (Wald, 
Weide, Haide, Torfſtich u. dgl.). 


H. 46, 


Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen kann der Gemeinderath von 
der Entrichtung einer jährlichen Abgabe und anſtatt oder neben derſelben von 
Entrichtung eines Einzugs- oder Einkaufsgeldes abhängig machen. 

Durch die Zahlung dieſer Abgaben, ſowie anderer Abgaben fuͤr beſon⸗ 
dere Vortheile, die der Aufenthalt in einer Gemeinde gewaͤhrt, darf aber nie⸗ 
mals die Ausuͤbung der in $$. 3. und 4. bezeichneten Rechte bedingt werden. 

Auch fuͤr beſondere Vortheile, welche der Aufenthalt in der Gemeinde 
gewaͤhrt, kann eine Abgabe (Einzugsgeld) gefordert werden. 5 

Derartige Beſchluͤſſe des Gemeinderathes beduͤrfen der Genehmigung des 
Bezirksrathes. . 

(Nr, 3254,) Die 
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| Die mit dem Beſitze einzelner Grundſtuͤcke verbundenen oder auf ſonſti⸗ 
gen beſonderen Rechtstiteln beruhenden Nutzungsrechte ſind den Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen nicht unterworfen. 


H. 47. 


Um die durch das Beduͤrfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde 
erforderten Geldmittel zu beſchaffen, koͤnnen von dem Gemeinderathe Umlagen 
nach dem Fuße der direkten Staatsabgaben mit Ausſchluß der Steuer fuͤr den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen hefchloffen werden. 

Zur Erhebung von Zuſchlaͤgen, die nicht in gleichen Prozenten auf die 
direkten Steuern gelegt werden, ſowie zur Erhebung aller anderen Arten von 
ee eee muß die Genehmigung des Bezirksrathes eingeholt 
werden. 

Dieſer Genehmigung bedarf es nicht, wenn auf die Gewerbeſteuer gar 
keine oder geringere Zuſchlaͤge gelegt werden ſollen. 

Zuſchlaͤge, welche die Haͤlfte des Betrages der Staatsabgaben uͤber⸗ 
ſchreiten, duͤrfen nur mit Genehmigung der Bezirksregierung erhoben werden. 

So lange die Reviſion der Steuergeſetzgebung noch nicht beendigt iſt, 
koͤnnen die Gemeinde-Behörden es bei den Grundſaͤtzen, nach welchen die Ge: 
meinde⸗Abgaben bisher erhoben worden find, belaſſen. Beſchließt der Gee 
meinderath eine Abaͤnderung Dieter Grundfäße, fo kommen die vorſtehenden 
Beſtimmungen in Anwendung. 


H. 48, 


Beſchluͤſſe des Gemeinderathes über Veraͤußerungen und weſentliche Ver⸗ 
anderungen von Sachen, welche einen befonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen 
oder Kunſtwerth haben, namentlich von Archiven, beduͤrfen der Genehmigung 
der Bezirksregierung. 

$. 49. 


Der Gemeinderath kann die Gemeinde zur Leiſtung von Dienſten (Hand⸗ 
und Spanndienſten) behufs Ausfuͤhrung von Gemeindearbeiten verpflichten; die 
Dienſte werden in Geld abgeſchaͤtzt, die Vertheilung geſchieht nach dem Maaß⸗ 
ſtabe der Gemeinde-Abgaben oder in deren Ermangelung nach dem Maaßſtabe 
der direkten Steuern. Abweichungen von dieſer Vertheilungsart bedtirfen der 
Genehmigung des Bezirksrathes. Die Dienſte koͤnnen mit Ausnahme von Noth⸗ 
fällen durch taugliche Stellvertreter abgeleiſtet oder nach der Abſchaͤtzung an 
die Gemeindekaſſe bezahlt werden. N 


H. 30. 

Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen fuͤr die 
einzelnen Landestheile erlaſſenen Geſetze und Beſtimmungen bleiben in Kraft, 
bis ihre Abänderung im geſetzlichen Wege erfolgt ſein wird. 

$. 51. 


Der Gemeinderath waͤhlt den Gemeinde-Einnehmer und beſtimmt die 
von dieſem, ſowie von anderen Gemeindebeamten, zu leiſtenden Kautionen. K 


9, 
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A 52. 


Die Erhebung der Gemeindegefaͤlle, ſowie die Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗ 
geiehäfte für mehrere Gemeinden, koͤnnen demſelben Einnehmer übertragen 
werden. 


A bſchnitt W. 
Von den Geſchaͤften des Gemeinde-Vorſtandes. 


H. 53. 


Der Gemeindevorſtand hat als Ortsobrigkeit und Gemeinde-Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde insbeſondere folgende Geſchaͤfte: 


1) die Geſetze, die Verordnungen und die Beſchluͤſſe der ihm vorgeſetzten 
Behoͤrden auszufuͤhren; 

2) die Beſchluͤſſe des Gemeinderathes vorzubereiten und auszuführen. 

Der Gemeindevorſtand hat die Ausfuͤhrung ſolcher Beſchluͤſſe des 
Gemeinderathes zu beanſtanden, die er fuͤr das Gemeindewohl nachtheilig 
erachtet. Erfolgt alsdann in der náchften Gemeinderaths-Sitzung keine 
Verſtaͤndigung der beiden Gemeinde-Behoͤrden, ſo iſt die Entſcheidung 
des Bezirksrathes einzuholen. Daſſelbe gilt fuͤr den Fall, daß der Ge— 
meindevorſtand die Ernennung des gewählten Einnehmers (H. 51.) 
beanſtanden zu muͤſſen glaubt; 

3) die Gemeinde⸗Anſtalten zu verwalten und diejenigen, Pir welche beſondere 
Verwaltungen eingeſetzt find, zu beaufſichtigen; 

40 die Einkuͤnfte der Gemeinde zu verwalten, die auf dem Etat oder befonz 
deren Gemeinderaths-Beſchluͤſſen beruhenden Einnahmen und Ausgaben 
anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu überwachen. Von 
jeder regelmaͤßigen Kaſſenreviſion iſt dem Gemeinderathe Kenntniß zu 
geben, damit er ein Mitglied oder mehrere abordnen koͤnne, um dieſem 
Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlichen Kaſſenreviſionen iſt der 
Vorſitzende oder ein von demſelben ein- fr allemal bezeichnetes Mitglied 
des Gemeinderathes zuzuziehen; 

5) die Gemeinde in Prozeſſen zu vertreten; 

6) das Eigenthum der Gemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu wahren; 

7) die Gemeindebeamten, nachdem der Gemeinderath daruͤber vernommen 
worden iſt, anzuſtellen und dieſelben einſchließlich des Gemeinde-Einneh⸗ 
mers zu beaufſichtigen; 

8) die Urkunden und Akten der Gemeinde aufzubewahren; 

9) die Gemeinde nach Außen zu vertreten und Namens derſelben mit Bez 
hoͤrden und Privatperſonen zu verhandeln, den Schriftwechſel zu fuͤhren 
und die Gemeinde-Urkunden in der Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfer⸗ 
tigungen der Urkunden werden Namens der Gemeinde von dem Buͤr⸗ 
germeiſter oder ſeinem Stellvertreter guͤltig unterzeichnet; 

10) die Gemeinde-Abgaben und Dienſte nach den Geſetzen und Beſchluͤſſen 
auf die Verpflichteten zu vertheilen, die Hebeliſten (Rollen) aufzuſtellen 

(Nr, 3254.) und, 
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und, nachdem ſie vom Buͤrgermeiſter vollſtreckbar erklaͤrt ſind, die Bei⸗ 
treibung zu verfuͤgen. Die Hebeliſten muͤſſen, bevor dieſelben vollſtreckbar 
erklaͤrt werden, vierzehn Tage offen gelegt fein. 


H. 54. 


Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn mehr als die Haͤlfte ſeiner 
Mitglieder zugegen iſt. 

Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
leichheit iſt die Stimme des Vorſitzenden entſcheidend. Den Vorſitz fuͤhrt der 
uͤrgermeiſter oder ſein Stellvertreter. Der Beigeordnete nimmt auch außer 

dem Falle der Stellvertretung an den Verhandlungen und Beſchluͤſſen Theil. 


$. 55. 


` Der Bürgermeifter leitet und vertheilt die Gefchafte des Gemeindevor⸗ 
ſtandes. 

In allen Faͤllen, wo die vorherige Beſchlußnahme durch den Vorſtand 
einen nachtheiligen Zeitverluſt verurſachen wuͤrde, muß der Buͤrgermeiſter die 
dem Gemeindevorſtande obliegenden Geſchaͤfte vorlaͤufig allein beſorgen, jedoch 
dem letzteren in der naͤchſten Sitzung Behufs der Beſtaͤtigung oder anderwei⸗ 
tigen Beſchlußnahme Bericht erſtatten. 


H. 56. 


Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geſchaͤftszweige, als zur 
Erledigung einzelner beſtimmter Angelegenheiten und Auftraͤge koͤnnen auf Be⸗ 
ſchluß des Gemeinderathes beſondere Deputationen aus Mitgliedern des Vor⸗ 
ſtandes, Gemeindeverordneten und Gemeindewaͤhlern gebildet werden. Die Gez 
meindeverordneten und die Gemeindewaͤhler werden von dem Gemeinderathe, 
die Mitglieder des Vorſtandes von dem Buͤrgermeiſter beſtimmt. Dergleichen 
Deputationen ſind dem Gemeindevorſtande untergeordnet. Ein von dem Buͤr⸗ 
germeiſter bezeichnetes Mitglied des Gemeindevorſtandes fuͤhrt den Vorſitz. 


F. 57. 


Jedes Jahr, bevor ſich der Gemeinderath mit dem Haushalts-Etat be⸗ 
ſchaͤftigt, hat der Gemeindevorſtand in öffentlicher Sitzung des Gemeinderathes 
über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde-Angelegenheiten einen voll- 
ftändigen Bericht zu erſtatten. Tag und Stunde der Sitzung werden wenig 
ſtens zwei freie Tage vorher in der Gemeinde bekannt gemacht. 


$. 58, 


Der Buͤrgermeiſter hat in der Gemeinde, nach naͤherer Beſtimmung der 
Geſetze, folgende Geſchaͤfte zu beſorgen: 

1) die Handhabung der Ortspolizei, ſoweit ſie nicht beſonderen Behoͤrden 
uͤbertragen iſt; a 

2) Die Verrichtungen eines Huͤlfsbeamten der gerichtlichen Polizei; 

3) die Fuͤhrung der Perſonenſtands-Regiſter; 

4) die Verrichtungen des Polizei-Anwalts, vorbehaltlich der Wee 

e 
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Behoͤrde, in den Faͤllen 2., 3. und 4. andere Beamten mit dieſen Ge⸗ 
ſchaͤften zu beauftragen. 

Dem Buͤrgermeiſter am Sitze eines Gerichts kann die Vertretung 
der Polizei-Anwaltſchaft bei dem Gerichte auch fuͤr die uͤbrigen Gemein⸗ 
| Neo Gerichtsbezirkes gegen angemeſſene Entſchaͤdigung übertragen 

werden; 
5) alle örtlichen Geſchaͤfte der Kreis-, Bezirks-, Provinzial- und allgemei- 
nen Staatsverwaltung, ſofern nicht andere Behoͤrden dazu beſtimmt ſind. 


H. 59, 


In Betreff der Befugniß der Gemeinde- Behoͤrden, ortspolizeiliche Ver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, kommen die darauf bezuͤglichen Geſetze zur Anwendung. 


A h ch fit V. 
Von den Gehaͤltern und Penſionen. 
$. 60. 


f Die Buͤrgermeiſter haben Anſpruch auf Beſoldung, die Schoͤffen werden 
nicht beſoldet. f 
Die Beſoldungen der Bürgermeifter und der übrigen Gemeindebeamten 
werden vor der Wahl oder der Ernennung derfelben von dem Gemeinderathe 
feſtgeſtellt. In Bezug auf dieſe Beſoldungen hat jedoch die Provinzial - Ver- 
ſammlung die erforderlichen allgemeinen Beſtimmungen zu treffen. 
5 Den Beigeordneten ($. 27.) koͤnnen fefte Entſchaͤdigungsbetraͤge gewahrt 
werden. 


§. 61. 


Den Buͤrgermeiſtern und den beſoldeten Mitgliedern des Gemeindevor— 
ſtandes ſind, ſofern nicht mit Genehmigung des Bezirksrathes eine Verein— 
barung wegen der Venflon getroffen iſt, bei eintretender Dienſtunfaͤhigkeit oder, 
wenn ſie nach abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gewaͤhlt werden, folgende 
Penſionen zu gewaͤhren: 

1 des Gehalts nach ojee Dienftzeit, 
d 2 = 4 7 2 = 


2 2 
3 2 2 24 E 2 
Dieſe Beſtimmungen finden auf die vom Staate auf Grund des F. 31. 
beſtellten Buͤrgermeiſter keine Anwendung. 
a Ueber die Penſions-⸗Anſpruͤche entſcheidet der Bezirksrath. Gegen den 
Beſchluß des Bezirksrathes, ſoweit derſelbe ſich nicht auf die Thatſache der 
Dienſt⸗Unfaͤhigkeit bezieht, findet die Berufung auf richterliche Entſcheidung 
ſtatt. Ungeachtet der Berufung find die feſtgeſetzten Beträge vorläufig zu zahlen. 
Die Penſion faͤllt inſoweit fort oder ruht, als der Penſionirte durch an⸗ 
derweitige Anſtellung im Staats- oder Gemeindedienſte ein Einkommen erhaͤlt, 
welches mit Zurechnung der Venflon fein fruͤheres Einkommen uͤberſteigt. 


d 
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A biſchuitt NL 


Von dem Gemeindehaushalte. 
H. 62. 

Ueber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienſte, welche ſich im Voraus 
beſtimmen laſſen, entwirft der Gemeindevorſtand jaͤhrlich im September einen 
Haushalts⸗Etat. 

Der Entwurf wird 14 Tage lang, nach vorheriger Verkuͤndigung, in 
einem oder mehreren, von dem Gemeindevorſtande zu beſtimmenden Lokalen zur 
Einſicht aller Einwohner der Gemeinde offen gelegt und alsdann von dem 
Gemeinderathe feſtgeſtellt. Re, 

Eine Abſchrift des Etats wird fofort der Auffichtsbehörde eingereicht. 

H. 63. 

Der Gemeindevorſtand hat dafuͤr zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem 

Etat gefuͤhrt werde. 


Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, beduͤrfen der 
Genehmigung des Gemeinderathes. o 


H. 64, 


Die Gemeinde⸗Abgaben und die Geldbeträge der Dienſte (F. 49), fo wie 
die Abgaben für die Theilnahme an den Nutzungen (H. 46.) und die ſonſttgen 
Gemeindegefaͤlle ſind durch den Einnehmer zu erheben und werden von den 
Saͤumigen im Steuer⸗Exekutionswege beigetrieben. 


H. 65. 


Die Jahresrechnung iſt von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des fol⸗ 
genden Jahres zu legen und dem Gemeindevorſtande einzureichen. Dieſer hat 
die Rechnung zu revidiren und ſolche mit ſeinen Erinnerungen und Bemerkun⸗ 
gen dem Gemeinderathe zur Pruͤfung, Feſtſtellung und Entlaſtung vorzulegen. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Rechnung wird dieſelbe waͤhrend 14 Tage 
zur Einſicht der Gemeindeglieder offen gelegt ($. 62.). Der Gemeinde-Vor⸗ 
ſtand kann nicht verlangen, bei der Pruͤfung zugegen zu ſein. 


$. 66. 


Die Feſtſtellung der Rechnung muß vor dem 1. September bewirkt ſein. 


Der Buͤrgermeiſter hat der Aufſichtsbehoͤrde ſofort eine Abſchrift des 
Feſtſtellungsbeſchluſſes vorzulegen. ? 
$. 67. 


Ueber alle Theile des Gemeindevermögens hat der Gemeindevorſtand ein 
Lagerbuch zu führen. Die darin vorkommenden Veränderungen werden dem 
Gemeinderathe bei der Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. 


Titel 
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Titel III. 
Von den Gemeinden, welche nicht mehr als 1,500 Einwohner haben. 


5 Abſchnitt L | 
Von der Zuſammenſetzung und Wahl des Gemeinderathes. 


H. 68. 


Der Gemeinderath beſteht außer dem Gemeindevorſteher (§. 94.) in der 
Regel aus 6 Mitgliedern. 

Dieſe Zahl kann nach Anhoͤrung der Gemeindewaͤhler durch Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes bis auf 3 vermindert oder bis auf 12 vermehrt werden. 

Außer den gewaͤhlten Mitgliedern gehoͤren zum Gemeinderathe auch die⸗ 
jenigen im Gemeindebezirke anſaͤſſigen Grundeigenthumer, welche die erforderlichen 
Eigenſchaften der Gemeindewaͤhler ($. 4.) haben und mehr als 4 der geſamm⸗ 
ten Gemeinde-Abgaben aufbringen. 

Wenn die ſo Berechtigten juriſtiſche oder unter Vormundſchaft oder Ku⸗ 
ratel ſtehende Perſonen oder Frauen ſind, ſo findet Vertretung ſtatt. Die Ver⸗ 
treter muͤſſen Gemeindewaͤhler ſein. 


F. 69. 


Zum Zwecke der Wahl des Gemeinderathes werden die Gemeindewaͤhler 
(HH. 4. und 5.) nach Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Steuern 
(Gemeinde-, Kreis-, Bezirks, Provinzial: und Staatsabgaben) in drei Abthei⸗ 
lungen getheilt. 

Deiͤe erſte Abtheilung befteht aus Denjenigen, welche die hoͤchſten Beträge 
bis zum Belaufe eines Drittels des Geſammtbetrages der Steuern aller Gez 
meindewaͤhler entrichten. 8 ö 

„In die erſte Abtheilung gehört auch Derjenige, beffen Steuerbetrag nur 
theilweiſe in das erſte Drittel faͤllt. Die uͤbrigen Waͤhler bilden die zweite 
und dritte Abtheilung; die zweite reicht bis zur Haͤlfte der Geſammtſteuer die⸗ 
ſer Waͤhler. 

Steuern, die für Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in einer andern Ge⸗ 
meinde entrichtet werden (F. 3.), fo wie die Steuern fir die im Umherziehen 
betriebenen Gewerbe, ſind bei der Bildung der Abtheilungen nicht anzurechnen. 

Die Dienſte ($. 110.) kommen, fo weit fie in den Etat aufgenommen 
ſind (H. 120.), gleich den Abgaben in Anrechnung. 

Kein Waͤhler kann zweien Abtheilungen zugleich angehoͤren. 

Laͤßt ſich weder nach dem Steuerbetrage, noch nach der alphabetiſchen 
Ordnung der Namen beſtimmen, welcher unter mehreren Wählern zu einer bez 
ſtimmten Abtheilung zu rechnen iſt, ſo entſcheidet das Loos. 

Jede Abtheilung wahlt ein Drittel der Mitglieder zum Gemeinderath, 
ohne dabei an die Wähler der Abtheilung gebunden zu fein. 


Gr. 3254.) 34 * $. 70. 
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$. 70. 


Gemeinden, die aus mehreren Ortſchaften beſtehen, koͤnnen in Wahl⸗ 
bezirke eingetheilt werden. Die Anzahl und die Grenzen der Wahl⸗ 
bezirke, ſo wie die Anzahl der von einem jeden derſelben zu waͤhlenden 
Gemeindeverordneten werden nach Maaßgabe der Zahl der Waͤhler von dem 
Gemeindevorſteher feſtgeſetzt. 


. 


Bei Gemeinden, welche mehrere Ortſchaften umfaſſen, kann der Kreis⸗ 
Ausſchuß nach Verhältniß der Einwohnerzahl beſtimmen, wie viel Mitglieder 
des Gemeinderathes aus jeder einzelnen Ortſchaft zu waͤhlen ſind. 


§. 72. 


Die Haͤlfte der von jeder Abtheilung zu waͤhlenden Gemeindeverordneten 
muß aus Grundbeſitzern (Eigenthuͤmern, Nießbrauchern und ſolchen, die ein erb⸗ 
liches Beſitzrecht haben) beſtehen. Befinden ſich in einer Gemeinde gar keine 
oder nur ſehr wenige Grundbeſitzer, fo koͤnnen Got derſelben, oder gleich ihnen 
Paͤchter gewaͤhlt werden. Die naͤhere Beſtimmung hieruͤber iſt von dem Kreis⸗ 
Ausſchuß fuͤr jeden einzelnen Ort zu treffen. 


D. SÉ 


Mitglieder des Gemeinderathes koͤnnen nicht fein: 
1) die vom Staate ernannten Mitglieder der Aufſichtsbehoͤrde; 
2) die nicht zum Gemeindevorſtande gehörigen Gemeindebeamten; ` 
3) die Mitglieder der Kreis, Stadt- und Landgerichte, mit Einſchluß der 
Einzelrichter ihrer Gerichtsſprengel; ingleichen die Mitglieder der hoͤhe⸗ 
ren Gerichtshoͤfe; 
4) die Beamten der Staats⸗Anwaltſchaft; 
5) die Polizeibeamten; 5 f 
6) die zum ſtehenden Heere und die zu den Landwehrſtaͤmmen gehoͤrenden 
Perſonen. 
Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des 
Gemeinderathes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich erwaͤhlt, ſo wird der 
aͤltere allein zugelaſſen. 


§. 74. 


Die Mitglieder des Gemeinderathes werden auf 6 Jahre gewaͤhlt. Jedoch 
verliert jede Wahl ihre Wirkung mit dem Aufhören der Waͤhlbarkeit (F. 4). 
Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. 
Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden für jede Abtheilung durch 
das Loos beſtimmt. 8 


d 78. 
Eine Liſte der Gemeindewaͤhler, welche die erforderlichen Groene 
der⸗ 


M= 


derſelben nachweiſt, wird von dem Gemeindevorſteher geführt und alljährlich im 
Juli berichtigt. | 

Die Liſte wird nach den Wahlabtheilungen und in dem Falle des H. 70. 
nach den Wahlbezirken eingetheilt. 


$. 76. | 


Vom 1. bis zum 15. Juli fchreitet der Gemeindevorſteher zur Berich- 
tigung der Liſte. 

Vom 15. bis zum 30. Juli wird die Liſte in einem oder mehreren, zur 
öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen in der Gemeinde offen gelegt. 

Waͤhrend dieſer Zeit kann jeder Einwohner der Gemeinde gegen die Rich: 
tigkeit der Liſte bei dem Gemeindevorſteher Einwendungen erheben. 

Der Gemeinderath entſcheidet daruͤber bis zum 15. Auguſt. 

Innerhalb 10 Tagen nach Mittheilung der Entſcheidung iſt die Beru⸗ 
Er 10 den Kreisausſchuß zulaͤſſig, welcher binnen vier Wochen endguͤltig 
entſcheidet. b 

Soll der Name eines ein Mal in die Liſte aufgenommenen Einwohners 
wieder ausgeſtrichen werden, ſo iſt ihm dieſes unter Angabe der Gruͤnde acht 
Tage vorher von dem Gemeindevorſteher mitzutheilen. 

F 

Die Wahlen zur regelmaͤßigen Ergaͤnzung des Gemeinderathes finden 
alle 2 Jahre im November Statt. Die Wahlen der dritten Abtheilung erfol⸗ 
gen zuerſt, die der erſten Abtheilung zuletzt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der Wahlperiode aus⸗ 
geſchiedener Mitglieder können von dem Gemeinderathe veranlaßt oder von dem 
Kreisausſchuſſe angeordnet werden. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende 
derjenigen 6 Jahre in Thaͤtigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewaͤhlt war. 

Alle Ergaͤnzungs⸗ oder Erſatzwahlen werden von denſelben Abtheilungen 
und Bezirken (F. 70.) vorgenommen, von welchen der Ausgeſchiedene gee 
waͤhlt war. 

f Iſt die Zahl der zu waͤhlenden Gemeindeverordneten nicht durch drei 
theilbar, fo ift, wenn nur einer uͤbrig bleibt, dieſer von der zweiten Abtheilung 
u waͤhlen. Bleiben zwei uͤbrig, ſo waͤhlt die erſte Abtheilung den einen und 
die dritte Abtheilung den andern. 

f $. 78, 

Der Gemeinderath hat jederzeit die noͤthige Beſtimmung zur Ergaͤnzung 
der erforderlichen Anzahl von Grundbeſitzern (F. 72.) zu treffen. 

Iſt die Zahl der Grundbeſitzer, welche zu waͤhlen ſind, nicht durch die 
Zahl der Wahlbezirke theilbar, fo wird die Vertheilung auf die einzelnen Wahl⸗ 
bezirke durch das Loos beſtimmt. K 

Mit dieſer Beſchraͤnkung konnen die ausſcheidenden Mitglieder des Gez 
meinderathes jeder Zeit wieder gewaͤhlt werden. 


. 


Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Lifte (SS. 75., 76.) 
Gr. 3254.) ver⸗ 


= Mi - 


verzeichneten Waͤhler durch den Gemeindevorſteher zu den Wahlen mittelſt 
ſchriftlicher Einladung oder ortsuͤblicher Bekanntmachung berufen. 
Die Einladung oder Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und die 


Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorſtande abzugeben ſind, 


genau beſtimmen. 


D, 80. 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Gemeindevorſteher oder einem von 
dieſem ernannten Stellvertreter als Vorſitzenden und aus zwei von dem Ge⸗ 
meinderathe gewählten Beiſitzern. Fuͤr jeden Beiſitzer wird von dem Gemeinde⸗ 
rathe ein Stellvertreter gewaͤhlt. 


H. 81. 


Jeder Waͤhler muß dem Wahlvorſtande muͤndlich zu Protokoll erklaͤren, 
wem er ſeine Stimme geben will. Er hat ſo viele Perſonen zu bezeichnen, als 
zu waͤhlen ſind. 

Nur die im H. 5. erwähnten, außerhalb der Gemeinde wohnenden, hoͤchſt— 
beſteuerten und juriſtiſchen Perſonen, ſowie die durch den Militairdienſt von 
ihrem Gemeindebezirk entfernten Wähler koͤnnen ihr Stimmrecht durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte ausuͤben. Die Bevollmaͤchtigten muͤſſen ſelbſt Gemeindewaͤhler ſein. 

Iſt die Vollmacht nicht in beglaubigter Form ausgeſtellt, fo entſcheidet 
über die Anerkennung derſelben der Wahlvorſtand endguͤltig. 

S $. 82. 

Gewählt find diejenigen, welche bet der erften Abſtimmung die abſolute 
Stimmenmehrheit (mehr als die Haͤlfte der Stimmen) erhalten haben. 

Wenn ſich bei der erſten Abſtimmung nicht fuͤr ſo viele Perſonen, als 
zu wählen ſind, die abſolute Stimmenmehrheit ergeben hat, wird zu einer zwei⸗ 
ten Wahl geſchritten. 

Der Wahlvorſtand ſtellt die Namen derjenigen Perſonen, welche naͤchſt 
den Gewaͤhlten die meiſten Stimmen erhalten haben, ſo weit zuſammen, daß 
die doppelte Zahl der noch zu waͤhlenden Mitglieder erreicht wird. Dieſe Zu⸗ 
ſammenſtellung gilt alsdann als die Liſte der Waͤhlbaren. 5 

Zu der zweiten Wahl werden die Waͤhler durch eine, das Ergebniß der 
erſten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes acht Tage vor⸗ 
Se 8 85 Bei der zweiten Wahl iſt die abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erforderlich. N 

Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, 
giebt das Loos den Ausſchlag. 


Wer in mehreren Abtheilungen oder Bezirken gewählt ift, hat zu erklaͤ⸗ 
ren, welche Wahl er annehmen will. 


§. 83. 


\ Die Wahlprotofolle find vom Wahlvorſtande zu unferzeichnen und vom 

Gemeindevorſteher aufzubewahren. Der Gemeindevorſteher hat das Ergebniß 

der vollendeten Wahl ſofort bekannt zu machen. e 
e⸗ 
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Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann von jedem Waͤhler der 
Gemeinde, innerhalb 10 Tagen nach der Bekanntmachung, bei der Aufſichts⸗ 
Behoͤrde Beſchwerde erhoben werden. 

Bei erheblichen Unregelmaͤßigkeiten hat die Auffichtsbehörde die Wahlen 
auf erfolgte Beſchwerde oder von Amtswegen innerhalb 20 Tagen nach der 
Bekanntmachung durch eine motivirte Entſcheidung fuͤr unguͤltig zu erklaͤren. 


H. 84. 


Die bei der regelmaͤßigen Ergaͤnzung neu gewaͤhlten Mitglieder des Gez 
meinderathes treten mit dem Anfang des auf ihre Wahl folgenden Jahres ihre 
Verrichtungen an; die Ausſcheidenden bleiben bis dahin in Thaͤtigkeit. 

Der Gemeindevorſteher hat die Einfuͤhrung der Gewaͤhlten und deren 
Verpflichtung durch Handſchlag an Eidesſtatt anzuordnen. 


A h c er 8 
Von der Zuſammenſetzung und Wahl des Gemeindevorſtandes. 
` D. 85. 


Der Gemeindevorſtand befteht aus einem Gemeindevorſteher und zwei 
Schoͤffen, die den Gemeindevorſteher zu unterſtuͤtzen und in Verhinderungs— 
faͤllen ſeine Stelle zu vertreten haben. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeindevorſtandes (Magiſtrats) nach 
den bisherigen Beſtimmungen eine groͤßere geweſen iſt, verbleibt es bei der 
letzteren ſo lange, als nicht der Gemeinderath mit Genehmigung des Kreis— 
Ausſchuſſes eine Verminderung beſchloſſen hat. 

In den im H. 71. erwaͤhnten Ortſchaften kann der Gemeindevorſteher 
nach Beſtimmung des Landraths durch ein daſelbſt wohnendes Mitglied des 
Gemeinderathes, welches dieſer zu waͤhlen hat, vertreten werden. 


H. 86. 


Außer den Schoͤffen koͤnnen, wo es das Beduͤrfniß erfordert, noch ein 
oder mehrere beſoldete Mitglieder (Kämmerer u. ſ. w.) für beſondere Geſchaͤfts— 
zweige gewaͤhlt werden. i 

Die Schoͤffen koͤnnen Mitglieder des Gemeinderathes ſein. 

$. 87. 

Mitglieder des Gemeindevorſtandes können nicht ſein: 

1) die von der Staatsregierung ernannten Mitglieder der Aufſichtsbehoͤrde; 
2) Geiſtliche und Lehrer an oͤffentlichen Schulen; 
3) die Mitglieder des Richterſtandes und die Beamten der Staatsanwalt⸗ 


ſchaft; ; 
4) die Polizeibeamten; 
5) die zum ſtehenden Heere und die zu den Landwehrſtaͤmmen gehoͤrenden 
Ptʒteerſonen. 
Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, ſowie Bruͤder, 
duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Gemeindevorſtandes und Gemeinderathes Rx 
(Nr, 3254.) Per⸗ 
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Perſonen, welche die in dem Geſetze vom 7. Februar 1835, (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 18.) bezeichneten Gewerbe betreiben, koͤnnen nicht Gemeinde⸗ 
Vorſteher ſein. ` 

! D. 88. 


Der Gemeindevorſteher, welcher in dem Gemeindebezirke GET fein 
muß, fo wie die Schöffen, werden von dem Gemeinderakhe durch abſolute 
Stimmenmehrheit gewaͤhlt. 


F. 89. 


Fuͤr jedes zu waͤhlende Mitglied des Gemeindevorſtandes wird beſonders 
abgeſtimmt. Wird die abſolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung 


nicht erreicht, fo werden diejenigen vier Perſonen, auf welche die meiften Stim: 


men gefallen ſind, auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch hierdurch die 
abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo findet unter denjenigen zwei Per⸗ 
ſonen, welche bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben, 
eine engere Wahl ſtatt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


S. 90. 
Die Wahl des Vorſtehers und der Schoͤffen erfolgt auf 6 Jahre. 
Nach dreijaͤhriger Dienſtzeit kann der Gemeindevorſteher von dem Ge⸗ 
meinderathe auf 12 Jahre gewaͤhlt werden. 
a Alle 3 Jahre ſcheidet einer der Schoͤffen aus und wird durch neue Wahl 
erſetzt. Der das erſte Mal Ausſcheidende wird durch das Loos beflimmt. Der 
Ausſcheidende kann wieder gewaͤhlt werden. 


H. 91. 
Die gewählten Gemeindevorſteher und Schöffen beduͤrfen der Beſtaͤtigung 
durch den Landrath. 


5 Dieſe Beſtaͤtigung kann nur nach Anhörung des Kreisaus ſchuſſes verſagt 
werden. , 


Wird die Beſtaͤtigung der Wahl verfagt, fo ſchreitet der Gemeinderath 
zu einer neuen Wahl. 


Wird auch dieſe Wahl, nach Anhörung des Kreisausſchuſſes, nicht be 
ſtaͤtigt, fo Debt dem Landrath die Ernennung des Vorſtehers, reſp. der Schoͤf⸗ 
fen, auf die Dauer von hoͤchſtens 6 Jahren zu. 


pol Daſſelbe findet ſtatt, wenn der Gemeinderath die Wahl verweigern 
ollte. i 


$. 92, 


Die Mitglieder des Gemeindevorſtandes werden vor ihrem Amtsantritte 
durch den Landrath oder einen von ihm zu ernennenden Kommiſſar in oͤffent⸗ 
licher Sitzung des Gemeinderathes in Eid und Pflicht genommen. Ab 
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Abſchnitt IL 
Von den Verſammlungen und Geſchaͤften des Gemeinderathes. 


§. 93. 


Der Gemeinderath hat über alle Gemeinde-Angelegenheiten zu befchlie- 
ßen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Gemeindevorſteher uͤberwieſen ſind. 
Sein Gutachten giebt er uͤber alle Gegenſtaͤnde ab, welche ihm zu dieſem 
Zwecke durch die Aufſichtsbehoͤrden vorgelegt werden. 

Die von dem Gemeinderath gefaßten Beſchluͤſſe ſind fuͤr die Gemeinde 
verpflichtend, doch kann der Gemeinderath nicht die gefaßten Beſchluͤſſe zur 
Ausfuͤhrung bringen. g 

Die Mitglieder des Gemeinderathes find an keinerlei Inſtruktionen oder 
Auftraͤge der Waͤhler und der Wahlbezirke gebunden. Ueber andere als Ge— 
meinde= Angelegenheiten kann der Gemeinderath nur dann berathen, wenn 
ſolche durch beſondere Geſetze oder in einzelnen Faͤllen durch Auftraͤge der 
Aufſichtsbehoͤrde oder der Bezirksregierung an ihn gewieſen ſind. Der Ge⸗ 
meinderath kontrollirt die Verwaltung. Er iſt daher berechtigt, ſich von der 
Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe und der Verwendung aller Gemeinde-Einnahmen 
Ueberzeugung zu verſchaffen. Er kann zu dieſem Zwecke die Akten einſehen 
und Ausſchuͤſſe aus ſeiner Mitte ernennen. ö 


H. 94. 


ö Der Gemeinderath verſammelt ſich, ſo oft es ſeine Geſchaͤfte erfordern. 
Der Gemeindevorſteher iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender des Gemeinderathes. 


3 D, 95. 
Die Zuſammenberufung des Gemeinderathes gefchieht durch den Ge⸗ 
meindevorſteher; ſie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder 
des Gemeinderathes verlangt wird. 


$. 96, 

Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird ein fuͤr alle Mal von 
dem Gemeinderathe feſtgeſtellt. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens zwei freie 
Tage vorher ſtatt haben. 

H. 97. 


Durch Beſchluß des Gemeinderathes koͤnnen auch regelmaͤßige Sitzungs⸗ 
tage feſtgeſetzt, es muͤſſen jedoch auch dann die Gegenſtaͤnde der erhandlung 
mindeſtens zwei freie Tage vorher den Mitgliedern des Gemeinderathes und 
dem Vorſteher angezeigt werden. 


H. 98. 


Der Gemeinderath kann nur beſchließen, wenn mehr als die Haͤlfte und 
Jahrgang 4850. (Nr. 3254.) 35 we⸗ 
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wenigſtens 3 feiner Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden zugegen” find. 
Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn der Gemeinderath, zum dritten 
Male zur Verhandlung uͤber denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch 
nicht in genuͤgender Anzahl erſchienen iſt. 

Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim— 
mung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


H. 99; 


Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Wer nicht mitſtimmt, wird 
zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach 
der Zahl der Stimmenden feſtgeſtellt. 

Bei allen Wahlen findet das im H. 89. vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 


$. 100. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Verpflichtungen der Gemeinde darf 
Derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde in Wi⸗ 
derſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung eine beſchlußfaͤhige Ver⸗ 
ſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Gemeindevorſteher, oder wenn 
auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die Aufſichtsbehoͤrde 
fuͤr die Wahrung des Gemeindeintereſſes zu ſorgen und noͤthigenfalls einen 
beſonderen Vertreter fuͤr die Gemeinde zu beſtellen. 


F. 101. 


i Die Sitzungen des Gemeinderathes find öffentlich. Fur einzelne Gegen⸗ 
ſtaͤnde kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt 
wird, die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. Die Sitzungen duͤrfen nicht in 
Wirthshaͤuſern oder Schenken gehalten werden. ̃ 


$. 102, 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eroͤffnet und ſchließt die 
Sitzungen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Er kann jeden 
Zuhoͤrer aus dem Sitzungszimmer entfernen laſſen, welcher öffentliche Zeichen 
des SC oder des Mißfallens giebt, oder Unruhe irgend einer Art 
verurſacht. 


H. 1 03. 


Die Beſchluͤſſe des Gemeinderathes und die Namen der dabei anweſend 
geweſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 

Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens einem Mitgliede un⸗ 
terzeichnet. DieStelle des letztern kann ein von dem Gemeinderathe gewaͤhl⸗ 
ter, in oͤffentlicher Sitzung hierzu vereideter Protokollfuͤhrer vertreten. 


| H. 104, | 
Auf Beſchluß des Gemeinderathes und mit Genehmigung des CHE 
ſchuſſe 


5 
ſchuſſes kann das Erforderniß der Protokollaufnahme über Gemeinderathsbe⸗ 
ſchluͤſſe auf beſtimmte Gegenſtaͤnde beſchraͤnkt werden. 


$. 105. 


Der Gemeinderath beſchließt uͤber die Benutzung des Gemeindevermoͤgens. 

Ueber das Vermögen, welches nicht der Gemeindekorporation in ihrer 
Geſammtheit gehoͤrt, kann der Gemeinderath nur in ſofern beſchließen, als er 
dazu durch den Willen der Betheiligten, oder durch ſonſtige Rechtstitel 
berufen iſt. 

Auf das Vermoͤgen der Korporationen und Stiftungen, ſowie auf das⸗ 
jenige, welches blos den Hausbeſitzern oder andern Klaſſen der Einwohner gez 
hoͤrt, haben andere Perſonen keinen Anſpruch. 


$. 106. 


Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen kann der Gemeinderath von 
der Entrichtung einer jaͤhrlichen Abgabe und anſtatt oder neben derſelben von 
Entrichtung eines Einzugs- oder Einkaufsgeldes abhängig machen. 

Auch fuͤr beſondere Vortheile, welche der Aufenthalt in der Gemeinde 
gewaͤhrt, kann eine Abgabe (Einzugsgeld) gefordert werden. 

Derartige Beſchlüſſe des Gemeinderakhes beduͤrfen der Genehmigung des 
Kreisausſchuſſes. 

Die mit dem Beſitze einzelner Grundſtuͤcke verbundenen, oder auf ſonſti— 
gen beſondern Rechtstiteln beruhenden Nutzungsrechte ſind den Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen nicht unterworfen. 


r 9.497 


Um die durch das Beduͤrfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde 
erforderten Geldmittel zu beſchaffen, koͤnnen von dem Gemeinderathe Umlagen 
nach dem Fuße der direkten Staatsabgaben mit Ausſchluß der Steuer fuͤr den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen beſchloſſen werden. 

g Zur Grfebung von Zuſchlaͤgen, die nicht in gleichen Prozenten auf die 
direkten Steuern gelegt werden, ſo wie zur Erhebung aller anderen Arten von 
Gemeinde-Abgaben, muß die Genehmigung des Bezirksrathes eingeholt werden. 

Dieſer Genehmigung bedarf es nicht, wenn auf die Gewerbeſteuer gar 
keine oder geringere Zufchläge gelegt werden ſollen. 

Zuſchlaͤge, welche die Haͤlfte des Betrages der Staatsabgaben uͤberſchrei⸗ 
ten, duͤrfen nur mit Genehmigung der Bezirksregierung erhoben werden. 

N So lange die Reviſion der Steuergeſetzgebung noch nicht beendigt iſt, 
koͤnnen die Gemeindebehoͤrden es bei den Grundſaͤtzen, nach welchen die Ge⸗ 
meinde⸗Abgaben bisher erhoben worden ſind, belaſſen. Beſchließt der Gemeinde⸗ 
rath eine Abaͤnderung dieſer Grundſaͤtze, fo kommen die vorſtehenden Beftim: 
mungen in Anwendung. 


§. 108. 
Zur freiwilligen Veraͤußerung von Gemeinde-Grundſtuͤcken und ſolchen 


Gerechtſamen, welche jenen geſetzlich gleichgeſtellt ſind, iſt erforderlich: 
35% 


Gr. 3254,) a) Ein⸗ 
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) Einverſtaͤndniß zwiſchen Gemeinderath und Gemeindevorſteher; 
b) Genehmigung der. Aufſichtsbehoͤrde, und 
c) Öffentliche Lizitation auf den Grund einer Taxe. 

Zu Veraͤnderungen in dem Genuſſe an Gemeinde-Nutzungen (Wald, 
Weide, Haide, Torfſtich u. dgl.) iſt die Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
erforderlich. 5 

409. 


Beſchluͤſſe des Gemeinderathes uͤber Veraͤußerungen und weſentliche Ver⸗ 
aͤnderungen von Sachen, welche einen beſonderen wiſſenſchaſtlichen, hiſtoriſchen 
oder Kunſtwerth haben, namentlich von Archiven, beduͤrfen der Genehmigung 
der Bezirksregierung. 


S. 110. 


Der Gemeinderath kann die Gemeinde zur Leiſtung von Dienſten (Hand⸗ 
und Spanndienſten) Behufs Ausführung von Gemeinde-Arbeiten verpflichten; 
die Dienſte werden in Geld abgeſchaͤtzt, die Vertheilung geſchieht nach dem 
Maaßſtabe der Gemeinde-Abgaben oder in deren Ermangelung nach dem 
Maaßſtabe der direkten Steuern. Abweichungen von dieſer Vertheilungsart 
beduͤrfen der Genehmigung des Bezirksrathes. Die Dienſte konnen mit Aus⸗ 
nahme von Nothfaͤllen durch taugliche Stellvertreter abgeleiſtet oder nach der 
Abſchaͤtzung an die Gemeindekaſſe bezahlt werden. 


§. 111. 

Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen fuͤr die ein⸗ 
zelnen Landestheile erlaſſenen Geſetze und Beſtimmungen bleiben in Kraft, bis 
ihre Abaͤnderung im geſetzlichen Wege erfolgt ſein wird. 

A §. 112. 


5 Der Gemeinderath waͤhlt den Gemeinde⸗Einnehmer und beſtimmt die von 
dieſem, ſo wie von andern Gemeindebeamten zu leiſtenden Kautionen. 


$. 113. 


` Die Erhebung der Gemeindegefaͤlle, fo wie die Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗ 
11 fuͤr mehrere Gemeinden, koͤnnen demſelben Einnehmer uͤbertragen 
werden. 


Ah ech nit ta . 
Von den Geſchaͤften des Gemeinde-Vorſtandes. 
H. 114. 
Der Gemeindevorſteher hat als Ortsobrigkeit und Gemeinde- Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde insbeſondere folgende Geſchaͤfte zu beſorgen: 
1) die Geſetze, die Verordnungen und die Beſchluͤſſe der ihm vorgeſetzten 
Behoͤrden auszufuͤhren; 
dahin gehoͤrt: S 
a) bie 


= = 


a) die Handhabung der Ortspolizei, fo weit fie nicht befondern Dez 
hoͤrden uͤbertragen ift; 

b) die Verrichtungen eines Huͤlfsbeamten der gerichtlichen Polizei; 

c) alle örtlichen Geſchaͤfte der Kreis-, Bezirks-, Provinzial⸗ und all⸗ 
gemeinen Staatsverwaltung, ſofern nicht andere Behoͤrden dazu 
beſtimmt ſind. 

Die Fuͤhrung der Perſonenſtandsregiſter und die Verrichtungen des 
Polizei-Anwaltes konnen dem Gemeindevorſteher gegen feinen Willen 
nicht uͤbertragen werden; 

2) die Beſchluͤſſe des Gemeinderathes vorzubereiten und auszufuͤhren. 

Der Gemeindevorſteher hat die Ausfuͤhrung ſolcher Beſchluͤſſe des 
Gemeinderathes zu beanſtanden, die er fuͤr das Gemeindewohl nachthei⸗ 
lig erachtet. Erfolgt alsdann in der naͤchſten Gemeinderaths-Sitzung 
keine Verſtaͤndigung der beiden Gemeinde-Behoͤrden, ſo iſt die Entſchei⸗ 
dung des Kreisausſchuſſes einzuholen. Daſſelbe gilt fuͤr den Fall, daß 
der Gemeindevorſteher die Ernennung des gewaͤhlten Einnehmers 
($. 112.) beanſtanden zu muͤſſen glaubt; 

3) die Gemeinde-Anſtalten zu verwalten und diejenigen, für welche beſondere 
Verwaltungen eingeſetzt find, zu beaufſichtigen; 

4) die Einkuͤnfte der Gemeinde zu verwalten, die auf dem Etat oder beſon⸗ 
dern Gemeinderaths-Beſchluͤſſen beruhenden Einnahmen und Ausgaben 
anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu uͤberwachen. Von 
jeder regelmaͤßigen Kaſſenreviſion iſt dem Gemeinderathe Kenntniß zu 

geben, damit er ein Mitglied oder mehrere abordnen koͤnne, um dieſem 
Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlichen Kaſſenreviſtonen iſt der 
Vorſitzende oder ein von demſelben ein- für allemal bezeichnetes Mitglied 
des Gemeinderathes zuzuziehen; 

5) die Gemeinde in Prozeſſen zu vertreten; 

6) das Eigenthum der Gemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu wahren; 

7) die Gemeindebeamten, nachdem der Gemeinderath daruͤber vernommen 
worden iſt, anzuſtellen und dieſelben, einſchließlich des Gemeinde-Einneh⸗ 
mers, ju beaufſichtigen; 

8) die Urkunden und Akten der Gemeinde aufzubewahren; 

9) die Gemeinde nach Außen zu vertreten und Namens derſelben mit Be⸗ 
hoͤrden und Privatperſonen zu verhandeln, den Schriftwechſel zu fuͤhren 
und die Gemeinde⸗Urkunden in der Urſchrift zu vollziehen. Die Aus⸗ 
fertigungen der Urkunden werden Namens der Gemeinde von dem Ger 
meindevorſteher oder feinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; 

10) die Gemeinde-Abgaben und Dienſte nach den Geſetzen und Beſchluͤſſen 
auf die Verpflichteten zu vertheilen, die Hebeliſten (Rollen) aufzuſtellen 
und, nachdem ſie vollſtreckbar erklaͤrt ſind, die Beitreibung zu verfuͤgen. 
Die Hebeliſten muͤſſen, bevor dieſelben vollſtreckbar erklaͤrt werden, vier⸗ 
zehn Tage offen gelegt ſein. 


$. 115. 


Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geſchaͤftszweige, als e 
(Nr. 3254.) Er⸗ 
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Erledigung einzelner beſtimmter Angelegenheiten und Aufträge, können befon: 
dere Deputationen aus Gemeindeverordneten und Gemeindewaͤhlern von dem 
Gemeinderath gewaͤhlt werden. Stimmberechtigter Vorſitzender derſelben ift 
ein vom Gemeindevorſteher zu bezeichnendes Mitglied des Gemeindevorſtandes. 
Dergleichen Deputationen ſind dem Gemeindevorſteher untergeordnet. 


$. 116. 

Jedes Jahr, bevor fich der Gemeinderath mit dem Haushalts-Etat be: 
ſchaͤftigt, hat der Gemeindevorſteher in öffentlicher Sitzung des Gemeinderathes 
über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde-Angelegenheiten einen voll⸗ 
ſtaͤndigen Bericht zu erſtatten. Tag und Stunde der Sitzung werden wenig⸗ 
ſtens zwei freie Tage vorher in der Gemeinde bekannt gemacht. 


KEE 


In Betreff der Befugniß der Gemeindebehoͤrden, ortspolizeiliche Ver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, kommen die darauf bezuͤglichen Geſetze zur Anwendung. 


A bſchnitt V. 
Von den Dienſt-Entſchaͤdigungen der Gemeindevorſteher. 


§. 118. 

Die Gemeindevorſteher haben Anſpruch auf Gewaͤhrung einer mit ihrer 
amtlichen Muͤhwaltung und ihren Unkoſten in billigem Verhaͤltniſſe ſtehenden 
Verguͤtigung. Dieſelbe wird in Ermangelung einer Vereinigung von dem Kreis⸗ 
Ausſchuſſe nach Anhörung des Gemeinderathes feſtgeſtellt. 

Nutzungen aus Gemeindegrundſtuͤcken, welche bisher dem Gemeindevor— 
ſteher als Entſchaͤdigung fuͤr ſeine Muͤhwaltung uͤberwieſen waren, koͤnnen zu 
dieſem Zwecke auch ferner verwendet werden. 


§. 119. 


a Die Gemeindevorſteher erhalten keine Penſton, fofern fie ihnen nicht durch 
Ee von der Aufſichtsbehoͤrde genehmigten Beſchluß des Gemeinderathes zuge⸗ 
ichert iſt. 

Die Penſion fällt in ſoweit fort oder ruht, als der Yenftonirte durch 
anderweitige Anſtellung im Staats- oder Gemeindedienſte ein Einkommen er: 
halt, welches mit Zurechnung der Penſion fein fruͤheres Einkommen uͤberſteigt. 


Abſchnitt VL 
Von dem Gemeindehaushalte. 
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Ueber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienfte, welche ſich im Voraus 
beſtimmen laſſen, entwirft der Gemeindevorſteher jaͤhrlich im September einen 
Haushalts⸗Etat. Der Entwurf wird 14 Tage lang, nach vorheriger EE 

1 
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digung, in einem oder mehreren, von dem Gemeinderathe zu beſtimmenden Lo— 
kalen zur Einſicht aller Einwohner der Gemeinde offen gelegt und alsdann 
von dem Gemeinderathe feſtgeſtellt. 

Die Aufſtellung des Haushalts-Etats erfolgt auf 3 Jahre, wenn es 
von dem Gemeinderathe beſchloſſen und von dem Kreisausſchuſſe genehmigt 


ird. 
Eine Abſchrift des Etats wird ſofort der Aufſichtsbehoͤrde eingereicht. 


$. 121. 


Der Gemeindevorſteher hat dafuͤr zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem 
Etat gefuͤhrt werde. | 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden follen, bedürfen der 
Genehmigung des Gemeinderathes. | 


S. 122. 


Die Gemeinde-Abgaben und die Geldbetraͤge der Dienſte ($. 110.), ſo⸗ 
wie die Abgaben für die Theilnahme an den Nutzungen (F. 106.) und die ſon⸗ 
ſtigen Gemeindegefaͤlle ſind durch den Einnehmer zu erheben und werden von 
den Saͤumigen im Steuer-Exekutionswege beigetrieben. 


$. 123. | 


Die Jahresrechnung ift von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des fol- 
genden Jahres zu legen und dem Gemeindevorſteher einzureichen. Dieſer hat 
die Rechnung zu revidiren und ſolche mit feinen Erinnerungen und Bemerkun—⸗ 
gen dem Gemeinderathe zur Prüfung, Feftftellung und Entlaſtung vorzulegen. 
Nach erfolgter Feſtſtellung der Rechnung wird dieſelbe waͤhrend 14 Tage zur 
Einſicht der Gemeindeglieder offen gelegt. b 


§. 124. 


Die Feſtſtellung der Rechnung muß vor dem 1. September bewirkt ſein. 
Der Gemeindevorſteher hat der Aufſichtsbehoͤrde ſofort eine Abſchrift des 
Feſtſtellungsbeſchluſſes vorzulegen. 


H. 125. 
Ueber alle Theile des Gemeindevermoͤgens hat der Gemeindevorſteher ein 


Lagerbuch zu fuͤhren. Die darin vorkommenden Veraͤnderungen werden dem 
Gemeinderathe bei der Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. 


Titel IV. 
Von den Sammtgemeinden und Polizeibezirken. 


$. 126. 


Gemeinden, die fuͤr ſich allein den Zwecken des Gemeindeverbandes nicht 
entſprechen, koͤnnen ſich mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu 
einer Sammtgemeinde vereinigen. ) 

(Nr, 3254.) Die 
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Die zu einer Sammtgemeinde gehörenden Gemeinden werden Einzelge⸗ 
meinden genannt. 

Gemeinden, welche eine genuͤgende Polizeiverwaltung aus eigenen Kraͤf⸗ 
ten herzuſtellen nicht vermögen, werden mit benachbarten Gemeinden zu einem 
Polizeibezirke vereinigt. Die Bildung ſolcher Bezirke erfolgt durch die Staats⸗ 
Regierung. 

Vereinigungen von zwei oder mehreren Gemeinden, welche fuͤr einzelne und 
beſtimmte Zwecke im oͤffentlichen oder Gemeinde-Intereſſe errichtet ſind „oder 
rl errichtet werden, werden durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht 

eruͤhrt. 


§. 127. 


Jede Einzelgemeinde wird hinſichtlich ihrer beſonderen Angelegenheiten 
on einem Gemeinderath vertreten, und von einem Gemeindevorſtande verz 
waltet. 


§. 128. 


Die Verwaltung der Einzelgemeinden wird von dem Vorſteher der 
Sammtgemeinde (Buͤrgermeiſter, Oberſchulze) beaufſichtigt. Derſelbe kann, fo 
oft er es angemeſſen findet, in jeder Einzelgemeinde den Vorſitz im Gemeinde⸗ 
rathe fuͤhren, und muß die Berathungen uͤber den Haushalts-Etat und die 
Rechnungen leiten, ſowie die Hebeliſten vollſtreckbar erklaͤren. 


H. 129. 


Mit Ausnahme der im F. 128. angefuͤhrten Punkte gelten fuͤr die Ver⸗ 
tretung und Verwaltung der Einzelgemeinden dieſelben Vorſchriften, welche 
für die, nicht zu einer Sammtgemeinde gehörenden Gemeinden in den Titeln II. 
und III. dieſes Geſetzes gegeben ſind. 


$. 130. 


Jede Sammtgemeinde wird fuͤr die gemeinſamen Angelegenheiten ihrer 
Einzelgemeinden von einem Sammtgemeinderath vertreten und von einem inner⸗ 
halb 1 Sammtgemeinde wohnenden Vorſteher (Buͤrgermeiſter, Oberſchulze) 
verwaltet. = 

Als Stellvertreter des Vorſtehers in Behinderungsfaͤllen werden ein 
oder mehrere Beigeordnete gewählt. Die Beigeordneten konnen Mitglieder des 
Sammtgemeinderathes ſein. b 


§. 131. 


Was zu den gemeinſamen angelegenheiten zu rechnen iſt, daruber haben 
die Gemeinderaͤthe der Einzelgemeinden zu beſchließen. Der Beſchluß bedarf 
der Beſtaͤtigung des Bezirksrathes. 2 
In welchem Verhaͤltniſſe die Einzelgemeinden zu den gemeinſamen Dez 
dürfniſſen und Laſten der Sammtgemeinden beizutragen haben, wird von dem 
Bezirksrathe nach Vernehmung der Gemeinderaͤthe der Einzelgemeinden und 
des Sammtgemeinderathes feſtgeſetzt. Soweit die Einzelgemeinden ſich 1 5 
le⸗ 
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dieſen Gegenſtand einigen, hat der Bezirksrath lediglich die Uebereinkunft der 
ſelben zu beſtaͤtigen. , CS 


192 


Jede Einzelgemeinde hat wenigftens ein Mitglied zum Sammtgemeinde⸗ 
rathe zu waͤhlen. Sind die Einzelgemeinden von ſehr ungleicher Groͤße, ſo 
tritt bei den ſtaͤrker bevoͤlkerten Gemeinden eine Vermehrung der Abgeordneten 
ein, worüber der Bezirksrath zu beſtimmen hat. 

Die Wahlen werden von den Gemeinderaͤthen der Einzelgemeinden nach 
den Vorſchriften der HH. 29. und 30. vorgenommen. 

Die Mitglieder der Sammtgemeinderaͤthe erhalten nur eine Verguͤti⸗ 
gung für ihre baaren Auslagen, jedoch keine Zehrungs- und Reiſekoſten. 


$. 133. 


Der Vorſteher der Sammtgemeinde hat den Vorſitz mit Stimmrecht im 
Sammtgemeinderath. Im Uebrigen haben der Vorſteher der Sammtgemeinde, 
deſſen Beigeordnete und der Sammtgemeinderath in Bezug auf die Sammt— 
gemeinde dieſelben Rechte und Pflichten, welche einerſeits dem Gemeindevor— 
ſtande, dem Buͤrgermeiſter und den Beigeordneten, und andererſeits dem Ge— 
meinderathe in Bezug auf die, nicht zu einer Sammtgemeinde gehoͤrenden 
Gemeinden in Titel II. dieſes Geſetzes beigelegt ſind. 

Auf die Wahl, Beſtaͤtigung oder Ernennung des Vorſtehers der Sammt⸗ 
gemeinde und deſſen Beigeordneten finden die Beſtimmungen der SS. 29., 30. 
und 31. Anwendung; jedoch ſteht die Beſtaͤtigung des Vorſtehers der Sammt— 
gemeinde auch in dem Falle dem Regierungspraͤſidenten zu, wenn die Sammt= 
gemeinde mehr als 10,000 Einwohner zählt. 

Hinſichtlich der Anſpruͤche der Vorſteher der Sammtgemeinden auf Be— 
ſoldung und Penſion, und der Beigeordneten auf Entſchaͤdigung, gelten die 
Beſtimmungen der SS. 60. und 61. 


$. 134. 

Auch diejenigen Angelegenheiten, bei welchen mehr als eine, aber nicht 
alle Einzelgemeinden einer Sammtgemeinde betheiligt find, gehören zum Ger 
ſchaͤftskreiſe des Vorſtehers und des Sammtgemeinderathes; jedoch haben die 
Vertreter der nicht betheiligten Gemeinden uͤber ſolche Angelegenheiten nicht 
mit zu beſchließen. 


§. 135. 


Den Borftehern der Sammtgemeinden ($. 126.) koͤnnen von der Staats⸗ 
Regierung die $. 38. bezeichneten Geſchaͤfte übertragen werden. 
Wo Polizeibezirke gebildet werden muͤſſen (F. 126.), find für die im 
H. 58. bezeichneten Geſchaͤfte beſondere Bezirksbeamte (Kreis-Amtmaͤnner) zu 
beſtellen. Das Amt derſelben iſt ein, jedesmal auf 3 Jahre von der Staats- 
Regierung aus den Eingeſeſſenen des Bezirks zu beſetzendes, unentgeltlich zu 
verwaltendes Ehrenamt. 
Findet ſich kein geeigneter Eingeſeſſener, welcher das Amt uͤbernehmen 
Jahrgang 1830. (Nr. 3254.) g 36 will, 
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will, ſo werden die Geſchaͤfte, bis ſich ein ſolcher Eingeſeſſener findet, durch 
einen von der Staatsregierung ernannten Kommiſſar auf Koſten des Bezirks 
verwaltet. 

Die erforderlichen Buͤreaukoſten ſind in jedem Falle nach Feſtſtellung der 
Bezirksregierung von den betheiligten Gemeinden aufzubringen. 

In wieweit der Staat zu dieſen Koſten beizutragen hat, iſt nach den 
allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen Aber die Einrichtung der örtlichen Polizei⸗ 
Verwaltung zu bemeſſen. 

$. 136. 

In Polizei-Angelegenheiten (F. 58. 1. und 2.) find die Gemeindevor⸗ 
ſteher Organe und Hülfsbehörden des Vorſtehers der Sammtgemeinde oder des 
Bezirksbeamten. 


Titel V. 
Von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen. 


| $. 137. 

Ein jeder Gemeindewähler ift verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in der 
Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen, ſowie eine angenommene 
Stelle mindeſtens 3 Jahre lang zu verſehen. 

Zur Ablehnung oder zur fruͤheren Niederlegung einer ſolchen Stelle bee 
rechtigen nur folgende Entſchuldigungsgruͤnde: 

1) anhaltende Krankheiten; 
19) ke die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit mit ſich 
ringen; 
3) ein Alter uͤber 60 Jahre; b 
4) die früher ſtattgehabte Verwaltung einer unbeſoldeten Stelle fuͤr die 
nächften drei Jahre; e 
5) die Verwaltung eines andern öffentlichen Amtes; 
6) aͤrztliche oder wundaͤrztliche Praxis; 
7) ſonſtige beſondere Verhaͤltniſſe, welche nach dem Ermeſſen bes Gemeinde⸗ 
rathes eine guͤltige Entſchuldigung begruͤnden. 

Wer ſich ohne einen dieſer Entſchuldigungsgruͤnde weigert, eine unbefol- 
dete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen, oder die 
noch nicht drei Jahre lang verſehene Stelle ferner zu verſehen, ſowie derjenige, 
welcher ſich der Verwaltung ſolcher Stellen thatſächlich entzieht, kann durch 
Beſchluß des Gemeinderathes der den Gemeindewaͤhlern in dieſem Geſetze bei⸗ 
gelegten Rechte auf 3 bis 6 Jahre verluſtig erklaͤrt werden. i 

Der Beſchluß des Gemeinderathes bedarf der Beſtaͤtigung der Aufſichts⸗ 
behoͤrde. (S. 138.). 8 


Titel VE. 
Von der Aufſicht über die Gemeinde-Verwaltung. 


: $. 138. 
Die Aufſicht über die Verwaltung der Gemeinde - Angelegenheiten SEH 


8 


in ſofern nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Anderes ausdruͤcklich 
beſtimmt iſt, bei Gemeinden von mehr als 10,000 Einwohnern von dem Be— 
zirksrathe, bei den uͤbrigen Gemeinden in erſter Inſtanz von dem Kreisaus— 
ſchuſſe, in zweiter Inſtanz von dem Bezirksrathe gefuͤhrt. Der letztere kann 
dem Kreisausſchuſſe Auftraͤge ertheilen. f 


$. 139. 


Beſchwerden über Entſcheidungen in Gemeinde - Angelegenheiten koͤnnen 
nur innerhalb vier Wochen nach der Zuftellung oder Bekanntmachung erhoben 
werden, in ſofern ſie nicht durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes an andere 
Friſten geknuͤpft ſind. 5 


$. 140. 


Wenn der Gemeinderath einen Beſchluß gefaßt hat, welcher beffen Be- 
fugniſſe uͤberſchreitet, die Geſetze oder das Staatsintereſſe verletzt, ſo hat der 
Buͤrgermeiſter oder Gemeindevorſteher, bei Sammtgemeinden deren Vorſteher, 
von Amtswegen oder auf Geheiß der Staatsverwaltungs-Behoͤrde die Aus⸗ 
fuͤhrung zu unterſagen. Derſelbe iſt alsdann verpflichtet, ſofort die Entſchei⸗ 
dung des Regierungspraͤſidenten einzuholen und den Gemeinderath davon zu 
benachrichtigen. Der Regierungspräſident hat ſeine Entſcheidung nach Be— 
rathung mit dem Bezirksrathe unter Anfuͤhrung der Gruͤnde zu geben. 


$. 141. 


Wenn der Gemeinderath es unterlaͤßt oder verweigert, die der Gemeinde 
geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts-Etat zu bringen oder außer⸗ 
ordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt der Regierungspraͤſident, nach Berathung 
mit dem Bezirksrathe, unter Anfuͤhrung des Geſetzes, die Eintragung in den 
Etat von Amtswegen bewirken oder ſtellt beziehungsweiſe die außerordentliche 
Ausgabe feſt. 

§. 142. 


Gegen die Entſcheidung des Regierungspraͤſidenten ſteht in den Faͤllen 
der Dä. 140. und 141. dem Gemeinderathe innerhalb zehn Tagen die Beru⸗ 
fung an den Miniſter des Innern zu. 

Bei Gemeinden, welche nach den Beſtimmungen des Titel III. ver⸗ 
waltet werden „ Debt die in den HH. 140. und 141. dem Regierungspraͤſidenten 
nach Anhoͤrung des Bezirksrathes vorbehaltene Entſcheidung dem Landrathe 
nach Anhörung des Kreisausſchuſſes zu. Gegen die Entſcheidung des Land: 
GC findet innerhalb zehn Tagen die Berufung an den Regierungspraͤſiden⸗ 
en ſtatt. i 4 

$. 143. 


Der Minifter des Innern kann einen Gemeindevorſtand, einen Gemeinde⸗ 
rath oder einen Sammtgemeinderath vorlaͤufig und auf hoͤchſtens ein Jahr 
feiner Verrichtungen entheben und dieſelben beſonderen Kommiſſarien uͤbertra⸗ 
gen. Die ſchließliche Beſtimmung erfolgt alsdann durch ein Geſetz, deſſen Ent⸗ 
wurf den Kammern, ſobald dieſelben verſammelt ſind, vorzulegen iſt. 

(Nr. 3254.) 36% 144, 
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H. 144. 


In Betreff der Dienſtvergehen der Buͤrgermeiſter, Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes und ſonſtigen Gemeinde-Beamten kommen die darauf bezuͤglichen Gee 
ſetze zur Anwendung. 


Titel VII. 
Ausführungs- und Uebergangsbeſtimmungen. 


H. 145. 


Die zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes erforderlichen voruͤbergehenden Be⸗ 
ſtimmungen werden von dem Miniſter des Innern getroffen. 


$. 146. 


Wo Gemeindebezirke noch nicht beſtehen, iſt zuvoͤrderſt deren Bildung in 
einer den Zwecken des Gemeindeverbandes entſprechenden Weiſe zu bewirken. 
Insbeſondere werden einzelne Beſitzungen und Güter, welche noch keiner Gee 
meinde angehören, für ſelbſtſtaͤndige Gemeinden erklärt, oder mit einander zu 
Gemeinden vereinigt, oder mit fchon beſtehenden Gemeinden verbunden. 

Einzelne Grundſtuͤcke, welche im Bezirke einer Gemeinde liegen, bisher 
aber zu einer anderen Gemeinde gehoͤrt haben, find der erſteren einzuverleiben. 


$. 147. 


, Die Ausführung Dieter Beftimmungen (S. 146.) und die dazu etwa erz 
forderliche Regulirung der Vermoͤgensverhaͤltniſſe der zu einem Gemeindever⸗ 
bande neu vereinigten Beſtandtheile erfolgt nach Vernehmung der Betheiligten 
durch eine in jedem Kreiſe niederzuſetzende Kreiskommiſſion, von welcher die 
Berufung an eine in jedem Regierungsbezirk zu bildende Bezirkskommiſſion 
ſtatt findet. Die Bezirkskommiſſion entſcheidet uͤber die angefochtenen Dez 
ſchluͤſſe der Kreiskommiſſion endguͤltig. In allen Faͤllen unterliegen dieſe Be⸗ 
ſchluͤſſe der Beſtaͤtigung des Miniſters des Innern. 
F. 148. 

Die Kreiskommiſſion beſteht: 5 

1) aus einem von der Regierung ernannten [Kommiſſarius, welcher den 
Vorſitz führt und bei Stimmengleichheit den Ausſchlag giebt; 

2) aus drei von den bisher im Stande der Rittergutsbeſitzer vertretenen 
Grundbeſitzern gewählten Abgeordneten oder deren Stellvertretern; 

3) aus denjenigen drei gewaͤhlten Abgeordneten der Landgemeinden, welche 
Mitglieder des Kreistags ſind, oder deren Stellvertretern. Sind die 
Landgemeinden auf den Kreistagen durch mehr als drei gewaͤhlte Abge⸗ 
ordnete vertreten, ſo haben dieſe aus ihrer Mitte die drei Mitglieder der 
Kommiſſion zu waͤhlen; 

4) aus drei von den Vertretern der Staͤdte auf den Kreistagen gewaͤhlten 


Abgeordneten oder deren Stellvertretern. 149 
H. 149. 
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$. 149. 


Die Bezirkskommiſſion befteht aus: 
1) dem Regierungspraͤſidenten, welcher den Vorſitz fuͤhrt und bei Stim⸗ 

mengleichheit den Ausſchlag giebt; i 

2) drei der bisher im Stande der Rittergutsbeſitzer vertretenen Grundbeſitzer 
oder deren Stellvertretern; 
3) drei der bisher im Stande der Landgemeinden vertretenen Grundbeſitzer 

oder deren Stellvertretern; f 

4) drei Vertretern der Staͤdte. ) 

Die ad 2. bis 4. gedachten Mitglieder werden von dem Minifter des 
Innern nach Vernehmung des Gutachtens des Regierungspraͤſidenten und 
des Oberpraͤſidenten ernannt. 

Die Entſcheidungen der Kreis- und Bezirkskommiſſionen erfolgen nach 
Stimmenmehrheit. Iſt bei der Neubildung eines Gemeindebezirks keine Stadt 
betheiligt, ſo haben ſich die Vertreter der Staͤdte bei Faſſung der desfallſigen 
Beſchluͤſſe des Mitſtimmens zu enthalten, wie daſſelbe im Falle der Berheili- 
gung einer Stadt die Vertreter der Klaſſe ad 2. und 3. zu thun haben, welche 
dabei etwa unbetheiligt iſt. 


$. 150. 


Die Veraͤnderung bereits beſtehender Sammtgemeindebezirke (Buͤrger⸗ 
meiftereien in der Rheinprovinz, Aemter in der Provinz Weftphalen) kann, 
ſofern nicht alle betheiligten Gemeinden daruͤber einig ſind, erſt nach Einfuͤh⸗ 
rung der neuen Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzialordnung erfolgen. Die Pro⸗ 
vinzialverſammlung bat darüber demnaͤchſt mit Genehmigung des Königs die 
erforderlichen allgemeinen Beſtimmungen zu treffen. 


$. 151. 


Eine Veränderung beſtehender oder in Gemaͤßheit des H. 146. neu gebil⸗ 
deter Gemeindebezirke darf erft eintreten, wenn das gegenwartige Geſetz voll⸗ 
ſtaͤndig ausgefuͤhrt iſt, es ſei denn, daß zwei oder mehrere der bisherigen Ge⸗ 
meinden ſich ſogleich bei Einfuͤhrung dieſer Gemeindeordnung zu Einer Ger 
meinde vereinigen wollen. g 


$. 152. 


Die Verrichtungen, welche in dieſem Geſetze dem Gemeinderathe, dem 
Gemeindevorſtande, dem Buͤrgermeiſter, dem Kreisausſchuſſe und dem Bezirks⸗ 
rathe beigelegt ſind, ſollen, wo und ſo lange dergleichen Behoͤrden noch nicht 
vorhanden find, von denjenigen Behörden ausgeuͤbt werden, welche der Mini⸗ 
ſter des Innern bezeichnen wird. E 


$. 153. 


Iſt der neugewählte Gemeinderath nach zwei Mal, mit Zwifchenräus 
men von acht Tagen, wiederholter Berathung der Anſicht, daß es angemeſſen 
(Nr, 3234.) ſei, 
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ſei, ſtatt des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes nur einen Buͤrgermeiſter, der 
zugleich den Vorſitz im Gemeinderathe zu fuͤhren hat, mit einem oder mehre⸗ 
ren Beigeordneten zu waͤhlen, ſo bleibt es einſtweilen bei dieſer Einrichtung 
bis zur anderweitigen Beſchlußnahme der Provinzialverſammlung. 


$. 154. 


Bei Einführung der Gemeindeordnung Fann die gegenwärtige Gemeinde: 
vertretung, wo eine folche vorhanden iſt, unter Genehmigung des Bezirksrathes 
beſchließen: ob zunaͤchſt die Beſtimmungen des Tit. II. oder des Tit. III. auf 
die- Gemeinde angewendet werden ſollen. 


H. 155. 


Fuͤr Gemeinden, in welchen eine gewählte Vertretung bisher nicht be: 
ſtanden hat, und in welchen die Bedingungen zur Errichtung einer ſolchen 
Vertretung und eines nach den Vorſchriften des Titel III. gebildeten Ge: 
meindevorſtandes auch jetzt noch nicht vorhanden ſind, kann mit Vorbehalt 
einer anderweitigen Beſtimmung der Provinzialverſammlung einſtweilen ein 
Vorſteher von der Aufſichtsbehoͤrde ernannt werden, der die Verwaltung zu 
fuͤhren und die Gemeinde zu vertreten hat. Bei der Wahl dieſes Vorſtehers 
iſt auf die der Gemeinde angehoͤrigen Grundbeſitzer, deren Befähigung voraus: 
geſetzt, vorzugsweiſe Ruͤckſicht zu nehmen. 


$. 156. 


Der Zeitpunkt, mit welchem in den einzelnen Gemeinden die Einfuͤhrung 
gegenwártiger Gemeindeordnung beendigt ſein wird, iſt durch das Amtsblatt 
des Bezirks zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Von dieſem Zeitpunkte an 
treten fuͤr die betreffenden Gemeinden die bisherigen Geſetze und Verordnun⸗ 
gen uͤber die Verfaſſung der Gemeinden außer Kraft. 


$. 157. 


Die ſeitherigen nicht gewaͤhlten und nicht ausdruͤcklich auf Kuͤndigung 
angeſtellten Ober-Buͤrgermeiſter, Buͤrgermeiſter und Amtmaͤnner, welche bei 
Einführung der gegenwaͤrtigen Gemeindeordnung weder in ihren Aemtern 
und Einkuͤnften belaſſen, noch anderweitig mit gleichem Einkommen angeſtellt 
werden, haben, ſofern nicht fuͤr dieſen Fall bereits fruͤher eine andere verbind: 
liche Beſtimmung getroffen worden iſt, einen Anſpruch auf Penſion. 

Diejenigen dieſer Beamten, welche auf Kuͤndigung angeſtellt ſind, von 
welcher jedoch obſervanzmaͤßig niemals oder doch nur aus beſonderen Grün: 
den Gebrauch gemacht worden iſt, ſind den lebenslaͤnglich angeſtellten Beamten 
Seier et wenn nicht einer der Gründe eintritt, aus welchen die Kündigung 
vorbehalten ift. Blos vorldufig und kommiſſariſch ohne Zeitbeſtimmung ange⸗ 
ſtellten Beamten ſteht dieſer Anſpruch erſt nach bjaͤhriger Dienſtzeit zu. 

Die Penſion betraͤgt: 

nach kuͤrzerer als 12jaͤhriger Dienftzeit 3, nach 13. oder mehr als 
1 jaͤhriger Dienſtzeit +, nach 24jaͤhriger Dienſtzeit 3 SI 
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des feitherigen reinen Dienſteinkommens. Die Penſion fällt in ſoweit fort oder 
ruht, als der Penſionirte durch anderweitige Anſtellung im Staats- oder Gez 
meindedienſte ein Einkommen erhält, welches mit Zurechnung der Penfion fein 
fruͤheres Einkommen uͤberſteigt. f 

Die Schulzen und Orts- und Gemeindevorſteher haben keinen Anſpruch 
auf Penſion. 

Die Penſionen werden von den Gemeinden, in welchen die Beamten 
gegenwaͤrtig angeſtellt ſind, geleiſtet. 


$. 158, 


Alle in H. 157. nicht bezeichneten Gemeindebeamten find in ihren Aemtern : 
und Einkuͤnften zu belaſſen und behalten ihre bisherigen Penſionsanſpruͤche. 
? Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhandigen Unterschrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 11. Maͤrz 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. von Schleinitz. v. Stockhauſen. 


(Nr. 3255.) Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung fuͤr den preußiſchen Staat. Vom ou 
14. März 1850. an Drum PASS. 
3 > D D Hiatt es PASS ag. . 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König vonn 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


Artikel 1. 

Den Kreiſen, Bezirken und Provinzen ſteht die Selbſtverwaltung ihrer 
Angelegenheiten (Art. 2.) unter Mitwirkung der Staatsregierung zu. Die 
Organe der Staatsregierung find die Landraͤthe, Regierungspraͤſidenten und 
Oberpraͤſidenten; ſie werden vom Könige ernannt. 


Artikel 2. 

Kreis- und Provinzial⸗ Angelegenheiten find Errichtung, Einrichtung 
und Veränderung von Kreis- und Provinzial⸗Inſtituten, Anlagen im beſonde⸗ 
ren Intereſſe des Kreiſes oder der Provinz (Straßen, Kanäle, Eiſenbahnen, 
Meliorationen ꝛc.), Erwerbung, Benutzung und Veräußerung von Kreis- und 
Provinzial⸗Eigenthum. 

Zu den Bezirks- Angelegenheiten gehören die Bezirksſtraßen und die In⸗ 
ſtitute, welche Eigenthum eines Bezirkes ſind. 5 

Was außerdem als Kreis, Bezirks- und Provinzial⸗ Angelegenheit 
zu betrachten iſt, wird durch beſondere, das Armenweſen, die Korporatio⸗ 
nen und Inſtitute, den Wege-, Waſſer- und Uferbau, das Deichweſen, die 

(Nr, 3254—3255,) Land⸗ 
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Landkultur-Verbeſſerungen und andere Gegenſtaͤnde betreffende Geſetze be— 
ſtimmt werden. 


GES eeh 
Bon den Rreifen. 


Artikel 3, 

Begrenzung. Die Kreiſe bleiben in ihrem gegenwärtigen Umfange als Korporationen 
und Verwaltungs- Bezirke beſtehen. Veraͤnderungen der Kreisgrenzen können 
nur durch ein Geſetz erfolgen. 

5 Artikel 4. 

Kreisverſamm⸗ Ueber die Kreis Angelegenheiten beſchließt die Kreis-Verſammlung. 

Heeſdaueſchuß Der Kreis-Ausſchuß iff mit der Verwaltung der Kreis-Angelegenhei⸗ 

ten beauftragt. 

Artikel 5. 


Kreiſe, die nur aus Einer Gemeinde oder Sammtgemeinde beſtehen, haz 
ben keine Kreis-Verſammlung und keinen Kreis⸗Ausſchuß. Die Verrichtun⸗ 
gen derſelben werden von den Gemeinde-Vertretungen und den Gemeinde⸗ 
Vorſtaͤnden ausgeuͤbt. 


Artikel 6. a 
Wahl der Die Kreis-Verſammlung beſteht aus 15 bis 40 Kreis-Abgeordneten, 
lung. em- welche von den Vertretungen der Gemeinden gewaͤhlt werden. Wo Sammt⸗ 


gemeinden beſtehen, wird das Wahlrecht von den Mitgliedern des Sammtge⸗ 
meinderathes fuͤr alle Einzelgemeinden ausgeuͤbt. 

Der Bezirksrath hat, nach Maaßgabe der Bevölkerung, die Zahl 
der Kreis- Abgeordneten feſtzuſtellen und auf die einzelnen Wahlbezirke 
zu vertheilen. s 

Der Bezirksrath kann mehrere Gemeinden zu einem Wahlbezirke ver- 
einigen. In dieſem Falle waͤhlt die Vertretung jeder Gemeinde wenigſtens ein 
Mitglied aus ihrer Mitte zu der Wahlverſammlung. Sind die vereinigten 
Gemeinden von ſehr ungleicher Groͤße, ſo tritt bei den ſtaͤrker bevoͤlkerten Gez 
meinden eine Vermehrung der zu waͤhlenden Mitglieder nach der Beſtim— 
mung des Bezirksrathes ein. Befinden ſich unter den Beſtandtheilen eines 
Wahlbezirks eine oder mehrere Sammtgemeinden, ſo beſteht die Wahloer⸗ 
ſammlung aus ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Sammtgemeinderaͤthe und einer 
durch den Bezirksrath zu beſtimmenden angemeſſenen Zahl von Vertretern der 
anderen Gemeinden, welche zu dem Wahlbezirk gehören. 

Waͤhlbar iſt jeder Gemeindewaͤhler des Kreiſes, der das 30. Lebensjahr 
vollendet, ſeit mindeſtens drei Jahren dem Kreiſe durch Grundbeſitz oder 
Wohnſitz angehoͤrt hat, und einen jaͤhrlichen Klaſſenſteuerſatz von acht Thalern 
zahlt, oder in den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Ortſchaften einen Grund— 
beſitz im Werthe von mindeſtens 5000 Rthlr. oder ein jaͤhrliches reines (Git 
kommen von 500 Rthlr. nachweiſt. Für die klaſſenſteuerpflichtigen Hach ie? 

a 
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kann jedoch dieſer Klaſſenſteuerſatz durch einen vom Koͤnige zu genehmigenden 
Beſchluß der Provinzial-Verſammlung bis auf ſechs Thaler jaͤhrlich ermaͤßigt, 
oder bis auf achtzehn Thaler jaͤhrlich erhoͤht werden. 

Mindeſtens die Hälfte der Kreis-Abgeordneten muß aus Grundbe— 
ſitzern beſtehen. 5 


Artikel 7. 


Die Kreis-Abgeordneten werden auf 6 Jahre gewaͤhlt. Die Wahl 
verliert ihre Wirkung mit dem Aufhoͤren der Bedingungen der Waͤhlbarkeit. 
Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil aus und wird durch neue Wahlen er— 
ſetzt. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


Artikel 8. 


In jedem zweiten Jahre finden die Wahlen zur regelmäßigen Ergaͤn⸗ 
zung der Kreis-Verſammlung an einem und demſelben Tage in der letzten 
Haͤlfte des Monats Januar ſtatt. Außergewoͤhnliche Wahlen zum Erſatz in⸗ 
nerhalb der Wahlperiode ausgeſchiedener Mitglieder werden durch den Land⸗ 
rath veranlaßt. Der Erſatzmann tritt nur fuͤr die Zeitperiode ein, fuͤr welche 
der Ausgeſchiedene gewaͤhlt war. 


Artikel 9. 


Die Kreis- Abgeordneten werden durch abſolute Stimmenmehrheit gez 
waͤhlt. Wird die abſolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht 
| erreicht, fo werden diejenigen vier Perfonen, auf welche die meiften Stimmen 

gefallen find, auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch hierdurch die abſo— 

lute Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo findet unter denjenigen zwei Perſonen, 
welche bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben, eine 
engere Wahl ſtatt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Sind mehrere Gemeinden zu einem Wahlbezirke vereinigt worden, fv 
beſtimmt der Landrath den Ort der Wahl und den Vorſteher der Wahlver— 
ſammlung, ſowie einen Stellvertreter deſſelben. 

Sind von derſelben Wahlverſammlung mehrere Kreis-Abgeordnete zu 
| wabe, fo muß über jeden zu waͤhlenden Abgeordneten beſonders abgeſtimmt 
werden. 
| Die Wahlprotokolle werden dem Bezirksrathe urſchriftlich eingereicht, 
welcher uͤber die etwa eingehenden Reklamationen entſcheidet und alsdann 
ſaͤmmtliche Wahlverhandlungen dem Landrathe uͤberſendet. 

Der Landrath hat das Reſultat der Wahlen durch das Kreisblatt oder, 

wenn ein ſolches nicht erſcheint, durch das naͤchſte oͤffentliche Blatt unverzuͤg⸗ 

| lich bekannt zu machen und jedem gewählten Abgeordneten gleichzeitig einen 

Auszug aus dem Wahlprotokolle zu uͤberſenden, die Wahlprotokolle ſelbſt aber 
dem naͤchſten Kreistage vorzulegen. 


Artikel 10. 


Die Kreis-Verſammlung verpflichtet alle Kreis-Einwohner durch ihre in Befngniffe d. 
Kreis⸗ Angelegenheiten gefaßten Beſchluͤſſe. Sie hat insbeſondere das Recht, rig, um 
Jahrgang 1850, (Nr, 8238.) 37 für. 


Berathungen 
der Kreisver⸗ 


ſammlung. 


nach Kreiſen aufzubringen ſind, zu vertheilen, in ſofern nicht 


= Di mn 


für Kreis⸗Angelegenheiten, fo wie zur Beſeitigung eines Nothſtandes, Ausgaben 
zu beſchließen und dieſelben auf die Gemeinden des Kreiſes zu vertheilen. In 
gleicher Weiſe hat die Kreis-Verſammlung auch diejenigen e welche 

as Geſetz in 
anderer Weiſe daruͤber beſtimmt. Das Reſultat der gefaßten Beſchluͤſſe iſt zur 
Kenntniß der Gemeinden zu bringen, welchen binnen zehn Tagen nach deren 


Mittheilung der Rekurs an den Bezirksrath freiſteht. 


Artikel 11. 


Zu allen Beſchluͤſſen, durch welche die Gemeinden zu Beitraͤgen fuͤr 
Ausgaben des Kreiſes uͤber 3 Jahre hinaus oder zu Leiſtungen von mehr als 
10 Prozent der direkten Staatsſteuern verpflichtet werden ſollen, iſt die Geneh⸗ 
migung der Miniſter des Innern und der Finanzen erforderlich. | 


Artikel 12, 


Zur Abwehr oder Milderung eines dringenden Nothſtandes im Kreiſe 
kann die Kreis⸗Verſammlung ohne weitere Genehmigung die Erhebung einer 
einmaligen Kreis-Abgabe bis zu 5 Prozent der direkten Staatsſteuern ſelbſt 
dann beſchließen, wenn der Geſammtbetrag der von den Gemeinden des Krei— 
ſes aufzubringenden Kreis-Abgaben 10 Prozent der Staatsſteuer uͤberſteigt. 


Artikel 13. 


Beſchluͤſſe uͤber Anleihen der Kreis-Gemeinden beduͤrfen der Genehmi⸗ 
gung des Bezirksrathes. 

Beſchlüſſe über Bürgfchaften der Kreis- Gemeinden beduͤrfen der Bella: 
tigung des Miniſters des Innern. 


Artikel 14. 


Die Kreis - Verfaommlung ftellt alljährlich die Kreis-Rechnung und den 
Kreis⸗Etat feſt. Doch erfolgt die Aufſtellung des Kreis⸗Etats auf drei Jahre, 
wenn dies von der Kreis⸗Verſammlung beſchloſſen und von dem Bezirksrathe 
genehmigt wird. Die Feſtſtellung der Rechnung kann die Kreis-Verſammlung 
einer beſonders dazu erwaͤhlten Kommiſſion uͤberlaſſen. Alle Einnahmen und 
Ausgaben des Kreiſes, einschließlich derjenigen Leiſtungen, welche das Geſetz 
fuͤr eine Laſt des Kreiſes erklaͤrt, muͤſſen in den Etat aufgenommen werden. 


Artikel 15. 

Die Kreis - Abgeordneten verſammeln ſich zur gewoͤhnlichen Sitzung 
(Kreistag) alljährlich einmal in der erſten Haͤlfte des Monats Maͤrz am Sitze 
des Landrathsamtes oder in einem andern bequem gelegenen Orte im Kreiſe 
nach Beſchluß der Kreis-Verſammlung unter Genehmigung des Bezirksrathes. 
Außerordentlich kann die Kreis⸗Verſammlung durch den Landrath zu jeder Zeit 
mittelſt ſchriftlicher Einladung unter Angabe der Veranlaſſung einberufen wer⸗ 
den. Die Einberufung muß erfolgen, wenn ſie von mehr als einem Viertel 
der Mitglieder der Kreis-Verſammlung verlangt wird. Der Tag und die Ver⸗ 
anlaſſung der außerordentlichen Sitzung muß durch den Landrath oͤffentlich be⸗ 
kannt gemacht werden. u 

rz 
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Artikel 16. 


Unter dem Vorſitze des an Jahren aͤlteſten Abgeordneten, welchem die 
beiden juͤngſten Abgeordneten als Schriftfuͤhrer und Stimmzaͤhler zur Seite 
ſtehen, waͤhlt die Kreis-Verſammlung in der regelmaͤßigen Sitzung (Art. 15.) 
ihren Vorſitzenden, einen Stellvertreter und zwei Schriftfuͤhrer auf die Dauer 
eines Jahres. Die Kreis-Verſammlung regelt ihren Geſchaͤftsgang durch eine 
Geſchaͤftsordnung. 


Artikel 17. | 
Die Sitzungen der Kreis - Berfammlung find öffentlich. Fuͤr einzelne 
Gegenſtaͤnde kann durch einen in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß der 
Verſammlung die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


Artikel 18. 


Die Kreis⸗Verſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte 
ihrer Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn die 
Kreis-Verſammlung zum dritten Male zur Verhandlung über denſelben Gegen: 
ſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in genuͤgender Anzahl erſchienen iſt. Bei 
der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung aus⸗ 
druͤcklich hingewieſen werden. 

Die Beſchluͤſſe der Kreis-Verſammlung werden durch abſolute Stim— 
menmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit iſt der Antrag 
abgelehnt. f 

Artikel 19. 


Der Landrath oder deſſen Stellvertreter wohnt den Sitzungen der Kreis⸗ 
Verſammlung bei, und muß auf ſein Verlangen zu jeder Zeit gehoͤrt werden. 
Daſſelbe gilt von anderen Beamten der Kreis-Verwaltung, die der Landrath 
oder deſſen Stellvertreter zu ihrer Aſſiſtenz in die Verſammlung einfuͤhren. 
Stimmrecht hat der Landrath nur, wenn er zugleich gewaͤhltes Mitglied der 
Kreis-Verſammlung iſt. 


Artikel 20. 


Der Kreis-Ausſchuß beſteht aus dem Landrathe und vier anderen von 
der Kreis-Verſammlung aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern. Waͤhlbar 
ſind ſaͤmmtliche Mitglieder der Kreis⸗Verſammlung, auch diejenigen, welche in 
Gemeinden unter 1500 Einwohnern Mitglieder des Gemeindevorſtandes oder 
Gemeinderathes ſind. Die Wahl erfolgt nach abſoluter Stimmenmehrheit auf 
ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte aus und wird durch eine Neu⸗ 
wahl erſetzt. Die Ausgeſchiedenen koͤnnen wieder gewaͤhlt werden, ſofern ſie 
noch Mitglieder der Kreis-Verſammlung ſind. Wer aufhoͤrt, Mitglied der 
Kreis⸗Verſammlung zu ſein, muß auch aus dem Ausſchuſſe ſcheiden. 


Artikel 21. 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kreis⸗Ausſchuſſes finden 
alle drei Jahre in der regelmaͤßigen Sitzung der Kreis-Verſammlung ſtatt. 
(Kr. 3258.) 37* Außer⸗ 


Vom Kreis- 
ausſchuſſe. 
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Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze der innerhalb der Wahlperioden 
ausgeſchiedenen Mitglieder werden durch den Landrath veranlaßt. Die aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder des Kreis-Ausſchuſſes bleiben bis zum Eintritte der 
neuerwählten Mitglieder im Amte. 


Artikel 22. 


Der Kreis-Ausſchuß hat die Angelegenheiten der Kreis-Korporation zu 
verwalten, die Beſchluͤſſe der Kreis-Verſammlung vorzubereiten und auszufuͤhren, 
den Rendanten und die etwa ſonſt erforderlichen Beamten der Kreis⸗Korporation 
zu ernennen und deren Geſchaͤftsfuͤhrung zu leiten und zu beaufſichtigen, die 
Kreis⸗ Korporation, Dritten gegenuͤber, zu vertreten, und die ihm ſonſt durch 
die Geſetze uͤberwieſenen Verrichtungen auszuuͤben. 

Der Kreis⸗Ausſchuß giebt ſeine Meinung uͤber alle ihm auf Grund der 
Geſetze oder durch die Staatsregierung vorgelegten Gegenſtaͤnde ab. 


Artikel 23. 

In dringlichen Faͤllen uͤbt der Kreis⸗Ausſchuß die der Kreis-Verſamm⸗ 
lung vorbehaltenen Befugniſſe aus. In dieſem Falle muß die Genehmigung 
der Kreis⸗Verſammlung nachträglich eingeholt werden. Zur Bewilligung von 
Steuern und zu Veränderungen der Etats iſt der Aus ſchuß niemals ermaͤchtigt. 


Artikel 24. 


Zahlungs-Anweiſungen auf die etatsmaͤßigen Kreisfonds werden nach 
den Beſchluͤſſen des Kreis-Ausſchuſſes und Namens deſſelben von dem Vor⸗ 
ſitzenden verfuͤgt. Alle Ausfertigungen des Kreis-Ausſchuſſes werden durch 
den Vorſitzenden unterzeichnet. 


Artikel 25. 


Der Kreis⸗Ausſchuß hat alle Gefchäfte zu beſorgen, die bisher kreisſtaͤn⸗ 
diſchen Kommiſſionen uͤbertragen waren, ſofern nicht die Kreis-Verſammlung 
beſondere Kommiffionen für dieſe Angelegenheiten waͤhlt. 

Die Geſetze beſtimmen die Befugniſſe des Kreis-Ausſchuſſes in Bezug 
auf die Angelegenheiten der Gemeinden des Kreiſes. 


5 Artikel 26, 
Die Mitglieder des Kreis-Ausſchuſſes werden vor ihrem Amtsantritte 
von dem Landrathe durch Handſchlag an Eidesſtatt in Pflicht genommen. 
Artikel 27. 

Der Kreis⸗Ausſchuß beſtimmt die Zeit und die Zahl ſeiner regelmaͤßigen 
Sitzungen. Außerordentliche Sitzungen veranlaßt der Landrath nach Beduͤrfniß; 
er iſt dazu verpflichtet, ſo oft es zwei Mitglieder verlangen. i 

Artikel 28. 


Der Ausſchuß regelt ſeinen Geſchaͤftsgan durch eine Geſchaͤftsordnung, 
welche der Genehmigung des Bezirksrathes bedarf. " a 
Is 
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Artikel 29. 


Der Landrath oder deſſen Stellvertreter hat im Ausſchuſſe den Vorſitz 
und bei Stimmengleichheit die entſcheidende Stimme. 


Artikel 30. 


Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit des Vorſitzenden 
(oder ſeines Stellvertreters) und zweier anderer Mitglieder des Ausſchuſſes 
erforderlich. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

? Artikel 31, 

Der Landrath iſt verpflichtet, die Ausführung derjenigen Beſchluͤſſe des 
Kreis⸗Ausſchuſſes oder der Kreis-Verſammlung, welche deren Befugniſſe über: 
ſchreiten, die Geſetze oder das Staats-Intereſſe verletzen, von Amtswegen oder 
auf Geheiß der hoͤheren Staatsbehoͤrde vorlaͤufig zu unterſagen. Er muß 
alsdann ſofort die Entſcheidung des Regierungspraͤſidenten nachſuchen und 
hiervon gleichzeitig den Vorſitzenden der Kreis-Verſammlung benachrichtigen. 
Der Regierungspraͤſident hat ſeine Entſcheidung, nach Berathung mit dem 
Bezirksrathe, unter Anfuͤhrung der Gründe zu geben.“ 


Titel . 
Von den Bezirken. 


Artikel 32. 


Die Bezirke (Regierungsbezirke) bleiben in ihrer bisherigen Begrenzung 
an Veränderungen der Bezirksgrenzen koͤnnen nur durch ein Geſetz 
erfolgen. 


Artikel 33. 


Jeder Bezirk hat einen mit der Verwaltung feiner Angelegenheiten 
(Art. 2.) beauftragten Bezirksrath. 
N Der Bezirksrath beſteht aus dem Regierungspraͤſidenten und vier Bez 
zirks⸗Deputirten. 

Die Letzteren werden von der Provinzial-Verſammlung auf ſechs Jahre 
erwaͤhlt. Die Abgeordneten der Kreiſe des Bezirks waͤhlen fuͤr jedes Mitglied 
des Bezirksrathes durch abſolute Stimmenmehrheit drei Kandidaten, aus welchen 
die Provinzial⸗Verſammlung das betreffende Mitglied des Bezirksrathes eben: 
falls mit abſoluter Stimmenmehrheit erwaͤhlt. e 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Bezirks-Deputirten aus. Die 
Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. ’ 

Waͤhlbar ift Jeder, der das 30ſte Lebensjahr vollendet, mindeſtens feit 

drei Jahren dem Bezirke durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehoͤrt hat und 
wenigſtens jaͤhrlich 18 Rthlr. an Klaſſenſteuer oder 20 Rthlr. an Grundſteuer 
(ausſchließlich der Beiſchlaͤge) oder 24 Rthlr. an Gewerbeſteuer entrichtet, oder 
unter Vorausſetzung des Beſtehens einer dieſer Arten der Beſteuerung nach 
ſeinen Verhaͤltniſſen zu entrichten haben wuͤrde. 

Gr. 3265.) Ar⸗ 
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Artikel 34. 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Bezirksrathes finden alle 
drei Jahre in der regelmaͤßigen Sitzung der Provinzial-Verſammlung ſtatt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze der innerhalb der Wahlperiode 
ausgeſchiedenen Deputirten werden von dem Oberpraͤſidenten veranlaßt. 

Die ausſcheidenden Deputirten bleiben bis zum Eintritte der neugewählten 
Mitglieder des Bezirksrathes im Amte. 

Die Bezirks ⸗Deputirten werden vor ihrem Amtsantritte von dem 
Regierungspraͤſidenten durch Handſchlag an Eidesſtatt in Pflicht genommen. 


Artikel 35. 


Der Regierungspraͤſident beruft den Bezirksrath, fo oft es die Gee 
AM 10 0 Er iſt dazu verpflichtet, wenn es von zwei Mitgliedern ver⸗ 
angt wird. 

Der Regierungspraͤſident hat den Vorſitz bei den Berathungen und bei 
SE del eine entſcheidende Stimme. In Behinderungsfaͤllen wird 
ſeine Stelle von ſeinem geſetzlichen Stellvertreter wahrgenommen. 

Der Regierungspraͤſident leitet und vertheilt die Geſchaͤfte und bewirkt 
die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe des Bezirksrathes. Die Ausführung geſetz⸗ 
widriger oder das allgemeine Intereſſe verletzender Beſchluͤſſe hat er von Amts⸗ 
wegen oder auf Geheiß der hoͤheren Staatsbehoͤrde zu ſuspendiren und dar⸗ 
uͤber die Entſcheidung des Staatsminiſteriums einzuholen. 


Artikel 36. 

Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit des Regierungs⸗ 
Praͤſidenten oder ſeines Stellvertreters und zweier Deputirten erforderlich. Die 
Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Ausfertigungen derſelben ſind 
von dem Vorſitzenden zu unterzeichnen. 5 

Der Bezirksrath regelt Dec Geſchaͤftsgang durch eine Gefchäftsord: 
nung, die der Genehmigung des Oberpraͤſidenten bedarf. 


Artikel 37. e 

Der Bezirksrath giebt ſein Gutachten uͤber die ihm von dem Regierungs⸗ 
Präſidenten vorgelegten Fragen ab. 

Der Regierungspraͤſident kann, ſo oft es dem öffentlichen Intereſſe 
förderlich erſcheint, zu den Sitzungen des Bezirksrathes Mitglieder der Bezirks⸗ 
Regierung und zu den Sitzungen der letzteren Bezirks⸗Deputirte zuziehen, um 
Vortraͤge zu halten und an den Berathungen Theil zu nehmen. 5 

Die Befugniffe des Bezirksrathes in Bezug auf die Angelegenheiten der 
Gemeinden beſtimmt das Geſetz. 

Der Bezirksrath erſtattet alljaͤhrlich einen Bericht uͤber die Verwaltung 
der Bezirks-Angelegenheiten. Dieſer Bericht wird veröffentlicht. 


Titel 


0 
III. 


Von den Propinzen. 


Artikel 38. 


f Die Provinzen bleiben in ihrem bisherigen Umfange als Korporationen 
und Verwaltungsbezirke beſtehen. Veraͤnderungen der Grenzen koͤnnen nur 
durch ein Geſetz erfolgen. 


Artikel 39. 


Ueber die Provinzial⸗Angelegenheiten beſchließt die Provinzial-Verſamm- Provinzial⸗ 
lung (Provinzial⸗Landtag). (Pini 


Artikel 40. e 


Die Abgeordneten zur Provinzial⸗-Verſammlung werden durch die Kreis- Wahl der Pro- 
Verſammlungen gewählt. Waͤhlbar iſt jeder Gemeindewaͤhler, der das 30fte 1 gie 
Lebensjahr vollendet und mindeſtens feit drei Jahren dem Kreiſe, für welchen 5 
er gewaͤhlt wird, durch Wohnſitz oder Grundbeſitz angehoͤrt hat. 


Artikel 41. 


Fuͤr jeden Kreis wird ein Abgeordneter gewaͤhlt. Erreicht die Bevoͤlke⸗ 
rung des Kreiſes 60,000 Seelen, ſo werden zwei Abgeordnete gewaͤhlt; fuͤr jede 
fernere Vollzahl von 50,000 Seelen tritt noch ein Abgeordneter hinzu. 


Artikel 42. 


Die Provinzial⸗Abgeordneten werden auf 6 Jahre gewaͤhlt. Jede Wahl 
verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der Bedingungen der Wählbarkeit. 
Alle drei Jahre fcheivet die Halfte aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. 
Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


Artikel 43. 

In jedem dritten Jahre finden die Wahlen zur Ergaͤnzung der Provin— 
zial-Verſammlung in der regelmäßigen Sitzung der Kreis-Verſammlung ftatt. 
‚ Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatz innerhalb der Wahlperiode aus: 
eſchiedener Mitglieder werden durch den Landrath desjenigen Kreiſes veran— 
aßt, deſſen Verſammlung die ausgeſchiedenen Abgeordneten gewaͤhlt hatte. Der 
Erſatzmann tritt nur fuͤr die Zeitperiode ein, fuͤr welche der Ausgeſchiedene 

gewaͤhlt war. 


Artikel 44. 


Die von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer der Kreis-Verſamm⸗ 
lung unterzeichneten Wahlprotokolle werden dem Oberpraͤſidenten urſchriftlich 
eingereicht, welcher das Ergebniß der Wahl durch das Amtsblatt unverzuͤglich 
bekannt macht, jedem gewaͤhlten Abgeordneten gleichzeitig einen Auszug aus 
dem Wahlprotokolle uͤberſendet und ſaͤmmtliche Wahlprotokolee dem Provinzial⸗ 
Landtage zur Pruͤfung ihrer Guͤltigkeit vorlegt. 
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Artikel 45. 


Befugniffeder Die Provinzial⸗Verſammlung verpflichtet alle Einwohner der Provinz 

ae durch ihre in Provinzial Angelegenheiten gefaßten Beſchluͤſſe. Sie hat insbe— 
ſondere das Recht, ſowohl fuͤr Provinzial⸗Angelegenheiten als auch für gemein⸗ 
ſame Angelegenheiten einzelner Bezirke oder mehrerer Kreiſe, ſo wie zur Beſei⸗ 
tigung eines Nothſtandes Ausgaben zu beſchließen und dieſelben auf die Bezirke, 
Kreiſe oder Gemeinden zu vertheilen. 

Die Provinzial-Verſammlung vertheilt in gleicher Weiſe die Abgaben, 
welche nach Provinzen aufzubringen ſind, in ſofern nicht das Geſetz in anderer 
Weiſe daruͤber beſtimmt. 

Ueber Einfuͤhrung, Abaͤnderung oder Aufhebung von Provinzialgeſetzen, 
ſo wie uͤber andere Gegenſtaͤnde giebt ſie ihr Gutachten ab, wenn es von der 
Staatsregierung erfordert wird. f 

Die Geſetze beſtimmen die Befugniſſe der Provinzial-Verſammlung in 
Bezug auf die Angelegenheiten der Gemeinden der Provinz. 


Artikel 46. 


Beitraͤge uͤber drei Jahre hinaus oder von mehr als 10 Prozent der 
direkten Staatsſteuern, fo wie auch anders vertheilte Beitraͤge, koͤnnen nur durch 
ein Geſetz aufgelegt werden. ; 

Auch zu Anleihen, fo wie zu Buͤrgſchaften der Provinz, bedarf es eines 
Geſetzes. 

Artikel 47. 


Die Provinzial-Verſammlung ſtellt alljaͤhrlich die Rechnung und den 
Etat feſt. Fuͤr die Aufſtellung des Etats kann durch Beſchluß der Provinzial⸗ 
el de der Zeitraum von drei Jahren angenommen werden. Die Feſt⸗ 
ſtellung der Rechnung kann von der Provinzial-Verſammlung einer beſonders 
dazu gewählten Kommiſſion uͤberlaſſen werden. 

Alle Einnahmen und Ausgaben der Provinz, einſchließlich derjenigen 
Leiſtungen, welche das Geſetz fuͤr eine Laſt der Provinz erklaͤrt, muͤſſen in den 
Etat aufgenommen werden. 


Artikel 48. 


Zur Abwehr oder Milderung eines dringenden Nothſtandes in der Pro— 
ving kann die Provinzial-Verſammlung ohne weitere Genehmigung die Erhe— 
bung einer Provinzial-Abgabe bis zu 2 Prozent der direkten Staatsſteuern ſelbſt 
dann beſchließen, wenn mit Hinzurechnung dieſer Abgabe der Geſammtbetrag 
der Provinzial⸗Abgaben 10 Prozent der Staatsſteuern uͤberſteigt (Art. Ap.) 
Mehr als 2 Prozent im Ganzen duͤrfen zur Abwehr deſſelben Nothſtandes in 
keinem Falle erhoben werden. 


Artikel 49. 


eng fungen Die Sitzungen der Provinzial⸗Verſammlung (Provinzial⸗Landtage) wer: 
5 5 i er, 9 zial⸗Landtag 
ber Provisie den im Namen des Königs durch den Oberpräfidenten oder feinen Stellver⸗ 
Berlammhung, treter eröffnet und geſchloſſen. 8 
Is 


EE 


Artikel 50. 


Die Abgeordneten werden alljährlich im Monat April am Sitze des 
Oberpraͤſidenten zur gewöhnlichen Sitzung verſammelt, in ſofern nicht der 
Koͤnig ſie in eine andere Stadt der Provinz zuſammen beruft. 

Außerdem kann die Provinzial-Verſammlung durch den Koͤnig zu jeder 
Zeit einberufen werden. Die außerordentliche Sitzung wird unter Angabe der 
Veranlaſſung und Beſtimmung ihrer Dauer durch das Amtsblatt verkuͤndet. 

Die Einberufungen erfolgen durch den Oberpraͤſidenten mittelſt ſchrift⸗ 
licher Einladung. N 

Artikel 51. | 

Die gewöhnliche Sitzung der Provinzial-Verſammlung darf ohne aus: 
druͤckliche Zuſtimmung des Oberpraͤſidenten nicht laͤnger als vierzehn Tage, 
und ohne Genehmigung des Koͤnigs nicht laͤnger als vier Wochen dauern. 

Artikel 52. ? 

Unter dem Vorſitze des an Jahren aͤlteſten Abgeordneten, welchem die 
beiden juͤngſten Abgeordneten als Schriftführer und Stimmzaͤhler zur Seite 
ſtehen, wählt die Provinzial-Verſammlung in der regelmäßigen Sitzung (Arti— 
kel 50.) ihren Vorſitzenden, einen Stellvertreter und zwei Schriftfuͤhrer auf die 
Dauer eines Jahres. f 5 5 n 

Die Verſammlung regelt ihren Geſchaͤftsgang durch eine Geſchaͤfts— 
Ordnung. 

5 Artikel 53. 

Ueber die Verwaltung der Provingial-Angelegenbeiten ift der Provinzial 
Berfammlung alljährlich in der regelmäßigen Sitzung durch den Oberpraͤſi⸗ 
denten ein Bericht mitzutheilen. In demſelben ſind die wichtigſten Reſultate 
der Verwaltung, in ſofern fie in Zahlen darzuſtellen find, durch ſtatiſtiſche Nach— 
weiſungen zu belegen. 

Zieler Bericht wird. veröffentlicht. 

Artikel 54. . 

5 Die Sitzungen der Provinzial-Verſammlung ſind oͤffentlich. Fuͤr einzelne 
Gegenſtaͤnde kann durch einen in geheimer Sitzung der Verſammlung zu faſſen⸗ 
den Beſchluß die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 

Artikel 55. 
"2 Die Provinzial⸗Verſammlung kann nur befchließen, wenn mehr als die 
Haͤlfte ihrer Mitglieder zugegen iſt. wid 

Die Befchlüffe der Provinzial-Verſammlung werden durch absolute Stim⸗ 

menmehrheit der Anweſenden gefaßt. 8 
Artikel 56. 

Die Mitglieder der Provinzial-Verſammlung, welche nicht an dem Ber: 
ſammlungsorte wohnen, erhalten ein Tagegeld von zwei Thalern, und ſowohl 
fuͤr die Hinreiſe wie fuͤr die Ruͤckreiſe 16 Sgr. Meilengeld. 
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Artikel 57. E 

Der Oberpraͤſident und die zu ‚feiner Vertretung oder Aſſiſtenz beſtimm⸗ 

ten Kommiſſarien wohnen den Sitzungen der Provinzial⸗Verſammlung bei, und 
muͤſſen auf Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. e 


Artikel 38. 


Der Oberpraͤſident hat die Beſchluͤſſe der Provinzial⸗Verſammlung vor⸗ 
zubereiten und auszufuͤhren und die Provinzial⸗Inſtitute zu verwalten. Er kann 
zu dieſem Zwecke den Bezirksraͤthen und Kreis⸗Ausſchuͤſſen Aufträge ertheilen, 
auch die erſteren zu gemeinſchaftlicher Berathun zuſammenberufen. Die Pro⸗ 
vinzial⸗Verſammlung iſt jedoch berechtigt, zur Erledigung einzelner Angelegen⸗ 
heiten oder zur Verwaltung einzelner Inſtitute beſondere Kommiſſionen zu waͤh⸗ 
len oder eigene Beamte zu ernennen. dn 


Artikel 59. 

Der Oberpraͤſident hat die Ausfuͤhrung derjenigen Beſchluͤſſe der Pro⸗ 
vinzial⸗Verſammlung und der von ihr ernannten Kommiſſionen, welche deren 
Befugniſſe uͤberſchreiten, die Geſetze oder das Staats⸗Intereſſe verletzen, von 
een oder auf Geheiß der hoͤheren Staatsbehoͤrde, vorlaͤufig zu ſus⸗ 
pendiren. f 
Er hat alsdann ſofort den beanſtandeten Beſchluß dem Staatsminiſte⸗ 
rium zur Einholung der Entſcheidung des Königs vorzulegen und dem Vor⸗ 
ſitzenden der Provinzial-Verſammlung oder der Kommiſſion dies gleich zeitig 


mitzutheilen. 
| Tätel IV. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 60. 


Die Koſten der Kreis⸗ und Provinzial⸗Verſammlungen, ingleichen der 
Kreis⸗Ausſchuͤſſe, der Kommiſſionen und der Bezirksraͤthe, werden von den be⸗ 
theiligten Kreiſen, Bezirken und Provinzen getragen. Ob und welche Verguͤ⸗ 
tungen den Mitgliedern der Ausſchuͤſſe, Bezirksraͤthe und Kommiſſionen und 
den beſonderen Provinzial⸗Beamten (Art. 58.) zu gewaͤhren ſind, hat die Pro⸗ 
vinzial⸗-Verſammlung durch allgemeine Beſchluͤſſe feſtzuſetzen. RR 


Artikel 61. 


Die Einnahme- und Ausgabe⸗Etats der Kreiſe und Provinzen werden, 
nachdem ſie von den Kreis⸗ und Provinzial⸗Verſammlungen feſtgeſtellt worden, 
durch die Kreis⸗ und Amtsblaͤtter veröffentlicht. 

Waͤhrend der Dauer eines Monats, vom Abſchluſſe der Rechnungen an 
gerechnet, werden die letztern in dem Landrathsamte, beziehungsweiſe in dem 
Sekretariate des Oberpraͤſidenten, zur Einſicht des Publikums offen gelegt. 


Artikel 62. e 
Wer ſich ohne guͤltige Entſchuldigungsgruͤnde weigert, eine Stelle, 45 
: | wel⸗ 


er nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes gewählt iſt, anzunehmen, 
och nicht drei Jahre lang verſehene Stelle ferner zu verſehen, kann 

hluß der Wahlverſammlung der den Gemeindewaͤhlern in dieſem 

eigelegten Rechte auf drei bis ſechs Jahre verluſtig erklaͤrt werden. 

i Welche Entſchuldigungsgruͤnde als guͤltig zu erachten ſind, hat die Wahl⸗ 
rſammlung zu ermeſſen. In Bezug auf die Mitglieder der Ausſchuͤſſe, Be⸗ 

ksraͤthe und Kommiſſionen gelten in dieſer Hinſicht die Beſtimmungen des 

der Gemeindeordnung. à 

Artikel 63. f 

Die Mitglieder der Kreis- und Provinzial-Verſammlungen, fo wie der 

Ausſchuͤſſe und Bezirksraͤthe, ſind nicht an Inſtruktionen oder Auftraͤge der 

Waͤhler gebunden. 6 

Nö Artikel 64, =: 


Wenn ein Mitglied eines Bezirksrathes oder eines Kreis-Ausſchuſſes ein 
beſoldetes Staatsamt annimmt, oder im Staatsdienſte in ein Amt eintritt, mit 
welchem ein hoͤherer Rang oder ein hoͤheres Gehalt verbunden iſt, ſo verliert 
es Sitz und Stimme im Bezirksrathe. oder im Kreis-Ausſchuſſe und kann feine 
Stelle nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. : 


Artikel 65. 

ee Der König kann eine Kreis-Verſammlung, ſowie eine Provinzial: Ver 

ſammlung, aufloͤſen. Es muß alsdann innerhalb zwei Monaten die Neuwahl 

angeordnet werden. 5 ö a 

Wird eine Kreis-Verſammlung aufgelöft, fo iſt auch der Kreis-Ausſchuß 

als aufgelöft zu betrachten (Artikel 20). Die Mitglieder des Ausſchuſſe 

del jedoch ihre Funktionen fo lange fortzufegen, bis eine Neuwahl er⸗ 
olgt iſt. 

; k ; Artikel 66. e 
Alle Geſetze über die Kreis- und Provinzialftände find aufgehoben; 
desgleichen alle diejenigen, die Provinzial⸗Verwaltung betreffenden Beſtimmun⸗ 
gen, welche mit dem gegenwaͤrtigen Geſetze nicht in Einklang ſtehen. Jedoch 
bleiben die bisherigen Verwaltungen der Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzial⸗ 
Inſtitute fo lange in Wirkſamkeit, bis die Provinzial⸗Verſammlung daruͤber 
anderweitig beſchloſſen hat. 


Tit 
Uebergangs⸗Beſtimmungen. 
Artikel 67. Ar 

Die zur Ausfuhrung dieſes Geſetzes erforderlichen voruͤbergehenden Be⸗ 
kene éi sl Miniſter des Innern getroffen. Derſelbe hat 
namentlich diejenigen Behörden zu bezeichnen, welche die Verrichtungen der neu 
zu bildenden Organe, die zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes noͤthig find, einſt⸗ 

weilen auszuuͤben haben. | ST 4 
(Nr. 3255.) er Ar⸗ 


RT ge 

Artikel 68. 

Die in Folge der Demarkationslinie erforderliche anderweit Regu 

der Kreisgrenzen in der Provinz Poſen erfolgt durch die Staatsregierung. 
Die nach den HF. 2. und 32. der Verordnung vom 30. Juni 1834. g 

den von den Kreisſtaͤnden ernannten Kreis-Verordneten zu waͤhlenden © 
richter ſind bis auf Weiteres von den Parteien, wenn ſie ſich uͤber an 
fonen nicht einigen, aus den ſachkundigen Kreis⸗Eingeſeſſenen zu wählen. — 
Die Wahl unterliegt der Prüfung und Beſtatigung der Auseinande 
ſetzungsbehoͤrde, welche zugleich im Mangel der Vereinigung der Parteien 
Obmann zu ernennen hat. d 


Gier Artikel 69. 


Die bisherigen kommunallandſtaͤndiſchen Einrichtungen bleiben in Wirk⸗ 
ſamkeit, ſo lange dieſelben nicht durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen an⸗ 
derweitig geregelt ſind. e 

Bis dahin haben die Mitglieder der Kommunal⸗Landtage und der von 
denſelben LE Kommiſſionen ihre Funktionen fortzuſetzen. Auch koͤnnen 
Erſatzwahlen ſtattfinden. 


Artikel 70. 


So lange die Reviſion der Steuergeſetzgebung noch nicht beendigtziſt, 
werden die Grundſaͤtze, nach welchen die Vertheilung der nach Art. 11., 12, 
46. und 48. aufzubringenden Kreis- und Provinziallaſten erfolgen ſoll, durch 
ein nach Anhoͤrung der Provinzial = Vertretung zu erlaſſendes Regulativ der 
Staatsregierung feſtgeſtellt. d 


Artikel 71. 


e Die das erſte Mal ausſcheidenden Mitglieder der Kreis- und Provin⸗ 
zial⸗Verſammlung, ſowie der Kreis⸗Ausſchuͤſſe und der Bezirksraͤthe, werden 
durch das Loos beſtimmt. Daſſelbe gilt beim Ausſcheiden des zweiten Drittels 
der Mitglieder der zum erſten Male gewählten Kreis-Verſammlung (Art. 7. ). 
sE Artikel 72, 
Bis zur Feſtſtellung definitiver Geſchaͤftsordnungen haben die Pro 
vinzial? und Kreis⸗Verſammlungen, die Kreis⸗Ausſchuͤſſe und Bezirksraͤthe, 
vom Miniſter des Innern zu erlaſſende proviſoriſche Geſchaͤftsordnungen zu 
befolgen. i f 
Artikel 73. 

Die Anordnung daruͤber, wann und in welcher Weiſe die Beſtimmun⸗ 
gen der Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ordnung in Beziehung auf die danach 
zu bildende Kreis- und Provinzial⸗Vertretung in der Provinz Poſen zur Aus⸗ 
fuͤhrung gelangen, wird durch ein beſonderes Geſetz erfolgen, nachdem die Ver⸗ 
hältniffe dieſer Provinz mit Ruͤckſicht auf die Den e definitiv gere⸗ 
gelt ſein werden. S 

Die bis dahin erforderlichen vorläufigen Beſtimmungen und Anordnun⸗ 
gen ſind nach Artikel 67. von dem Miniſter des Innern zu treffen. 5 i 

} . rz 
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rEundlid) unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
Öniglichen Inſiegel. f | 


egeben Charlottenburg, den 11. Maͤrz 1850. 
(IL. S.) Friedrich Wilhelm. 


raf v. Brandenburg. o. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. | 


(Nr. 3256.) Geſetz über die Polizei Verwaltung. Vom 11. März 1850.74 ie; e emed, A Tel Raff ` | 
d h af bk zum ala rar, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von e, 


A ad e eue. 


| Preußen ꝛc. ꝛc. en uge, ele 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: . be auf de en 
| b . 1. 4 Eardas VR Zei > Zegen 


Die örtliche Polizei Berwaltung wird von den nach den Vorſchriften der “ 7 A55 (me? 
Gemeinde-Drdnung dazu beſtimmten Beamten (Bürgermeiftern, Rrei8-AUmtmáân-/Ar = SA 4. 
nern, Oberſchulzen) im Namen des Königs geführt — vorbehaltlich der im jr 
H. 2. des gegenwärtigen Geſetzes vorgeſehenen Ausnahme. \ A. ge in, San zung an. 

Die Ortspolizei⸗Beamten find verpflichtet, die ihnen von der vorgeſetzten ss ae, gun, 
Staatsbehoͤrde in Polizei- Angelegenheiten ertheilten Anweiſungen zur Aus- .. PN 
führung zu bringen. Ga 2 A 

Jeder, der ſich in ihrem Verwaltungs⸗Bezirke aufhält oder daſelbſt an" Art 
ſaͤſſig iſt, muß ihren polizeilichen Anordnungen Folge leiſten. 


Here et 5 
0 . e Fo ne. 
§. 2. cg lee, Heottluo . IN 

In Gemeinden, wo fid eine Bezirksregierung, ein Land-, Stadt⸗ oder . e, 
Kreisgericht befindet, ſo wie in Feſtungen und in Gemeinden von mehr. als . aucza. . 
10,000 Einwohnern, kann die örtliche Polizei-Verwaltung durch Beſchluß des „ „„ „ 
Miniſters des Innern beſonderen Staatsbeamten übertragen werden. Auch in "A 
anderen Gemeinden kann aus dringenden Gründen dieſelbe Einrichtung zeit 227 1 
weiſe eingefuͤhrt werden. an, , CS 
§. 3 PEES II 
SER: SE S Beed ehe. 

Die Koſten der ortlichen Polizei-Verwaltung find, mit Ausnahme der e 
Gehälter der von der Staatsregierung im Falle der Anwendung des H. LLL 
angeſtellten beſonderen Beamten, von den Gemeinden zu beſtreiten. Ee, 
e Fims sim SC deele een de E ZEP keg, IE? 

Ueber die Einrichtungen, welche die örtliche Polizei- Verwaltung erfor- 
dert, kann die Bezirksregierung beſondere Vorſchriften erlaſſen. Die fuͤr den 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln beſtehenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen wegen Anſtellung von Polizei-Kommiſſarien werden hierdurch nicht be⸗ 


(Nr, 32553256.) rührt. 


* * 
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ruͤhrt. Ebenſo bleiben vorlaͤufig die Diſtrikts-Kommiſſarien in der P. 

Poſen in Wirkſamkeit. BER: 
Die Ernennung aller Polizei-Beamten, deren Anſtellung den Gemeinde 

Behoͤrden zuſteht, bedarf der Beſtaͤtigung der Staatsregierung. Ss 


H. 5 ge eie meme, Aas RE. 32, 7872, 5 


N el ente pe Die mit der örtlichen Polizei D 
befugt, nad 3 mit dem Gemeindevorſtande, ortspolizeiliche, fir den 
erer fest Gr lmfang der Gemeinde gültige Vorſchriften zu erlaſſen und gegen die Nicht 
“re Ze befolgung derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von 3 Rthlr. anzudrohen. 
eee ee De Die Strafandrohung kann bis zu dem Betrage von 10 Rthlr. gehen, 
eben, men we en, wenn die Bezirksregierung ihre Genehmigung dazu ertheilt hat. N 
Deag maten pete ers Die Bezirksregjerungen haben über die Art der Verkuͤndigung der 
ER ortspolizeilichen Vorſchriften, fo wie uber die Formen, von deren Beobachtung ` 


Benen ig ar ded die Gültigkeit derſelben abhaͤngt, die erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. 

ele. zeil Kang. m, e 6 

(Gem e Glen ee e. à 2 + 2 5: 

us e HO fg Zu den Gegenſtaͤnden der ortspolizeilichen Vorſchriften gehören: 

es dit BED, a) der Schutz der Perſonen und des Eigenthums; , 

Ae Senses Ant Aifa zeg ) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf offentlichen 
on ce, Straßen, Wegen und Plaͤtzen, Bruͤcken, Ufern und Gewäffern; 


2 


r o) der Marktverkehr und das öffentliche Feilhalten von Nahrungs: 


Ae aag AI. mitteln 5 
2. d) Ordnung und Geſetzlichkeit bei dem oͤffentlichen Zuſammenſein 


HI el LCR Tan 
T einer großeren Anzahl von Perſonen; 
e 199 dp gie mente €) das öffentliche Intereſſe in Bezug auf die Aufnahme und Beher⸗ 
ee eee e. bergung von Fremden; die Wein⸗, Bier⸗ und Kaffee⸗Wirthſchaf⸗ 
, ee die, e, be, ae , (en und ſonſtige Einrichtungen zur Verabreichung von Speiſen 
„CFC 5 f : 
) Sorge für. Leben und Geſundheit; 

es) Fürforge gegen Feuersgefahr bei Bau-Ausführungen, ſowie gegen 
Zu dus dan gere, e, gemeinſchaͤdliche und gemeingefaͤhrliche Handlungen, Unternehmun⸗ 
hae, Je grebe, ah fe aen und Ereigniſſe überhaupt; 
e, jp an Katan cab, nge. h) Wend der 1 Wieſen, Weiden, Waͤlder, Baumpflanzungen, 
. We ele. einberge u. ſ. w.; 
% SC Sech SE 1) alles andere, was im befonderen Intereſſe der Gemeinden und 


Ld H a D 2 D zer 
ee re Da He ihrer Angehörigen polizeilich geordnet werden muß. 


22 GE 

Ven eee, SI Verordnungen über Gegenſtände der landwirthſchaftlichen Polizei iſt 
en 15 de ee Ge erforderlich. Die Berathung erfolgt 
E ni unter dem Vorſitze des mit der örtlichen Polizei Verwaltung beguftragten | 
„Beamten. hen Poliz g beauftrag 

ër Jae or Gehege. ach. H. 8. 


gere mag den mee, Von jeder ortspolizeilichen Verordnung iſt ſofort eine Abſchrift an die 
gern, zunaͤchſt vorgeſetzte Staatsbehoͤrde einzureichen. ap 
| mg | 
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| 
| 
Der Regierungspraͤſident ift befugt, jede ortspolizeiliche Vorſchrift durch ; 
einen fürmlichen Beſchluß unter Angabe der Gründe außer Kraft zu ſetzen. f 
Diem Beſchluſſe muß, mit Ausnahme dringender Faͤlle, eine Berathung 
S 155 e Bezirksrathe vorhergehen. Die Erklärung: des Letzteren iſt ent— 
ſcheidend: 

| N, 1) wenn eine ortspolizeiliche Vorſchrift außer Kraft geſetzt werden 
En 5 ſoll, weil ſie das Gemeindewohl verletzt; 

f 2) wenn es ſich darum handelt, eine Verordnung über Gegenſtaͤnde 47 e , Lans, 


der landwirthſchaftlichen Polizei wegen ihrer Unzweckmaͤßigkeit auf. — „„ 
zuheben. Ras Zaan FI Sen IR 

H. 10. 5 N =: | 

7 eee. . | 


7% 
Die Beſtimmungen der HH. 8. und 9. finden auch auf die Abenderung⸗ che wee, 
oder Aufhebung ortspolizeilicher Vorſchriften Anwendung, e zu. s b , 


5 sit Val Goh dh DE Zack m 26 FEB 1959 DA Ge Da PASS Hu A ad dl | 
pre sn Bin Die Bezirksregierungen find befugt, für mehrere Gemeinden ihres Ver⸗ aeg, ee, 
7°" waltung8=Bezirfs oder für den ganzen Umfang deſſelben gültige Polizei-Vor⸗ zaza, ea zn 
„ ſchriften zu erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung derſelben Geldſtrafen bis zu oz e | 
Zum dem Betrage von 10 Rthlr. anzudrohen. „ 
fan . Der Miniſter des Innern hat uͤber die Art der Verkündigung ſolcher, , 
pr Vorſchriften, ſowie über die Formen, von deren Beobachtung die Guͤltigkeit“ | 
7,7" derſelben abhängt, die erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. „ he Ze 
Veen anf dine Arenas. mere Han. (AAT OG. A8 E. wn Se, es, Dn c. 353 ez 246. Ls Dar oaf safe Ld 


SAE da en 


t ce Zëss der . 


Die Vorſchriften der Bezirksregierungen ($. 11.) koͤnnen ſich auf die im . 
H. 6. dieſes Geſetzes angeführten und alle anderen Gegenſtaͤnde beziehen, deren e eee, 
Polizeiliche Regelung durch die Verhaͤltniſſe der Gemeinden oder des Bezirks jn Aufn Gad 
erfordert wird. 
| H. 13. e, te. c An 
Zum Erlaſſe ſolcher Vorſchriften der Bezirksregierungen, welche die land- „„ 
wirthſchaftliche Polizei betreffen, iſt die Zuſtimmung des Bezirksrathes erfor" ?? 7 
derlich. Pe ver Ja As ei 
| $. 14, zen Year. Ja re A. 
Die Befugniß der Bezirksregierungen, ſonſtige allgemeine Verbote und . >27... 
Sltrafbeſtimmungen in Ermangelung eines bereits beſtehenden geſetzlichen Ver? - 
botes mit höherer Genehmigung zu erlaſſen, iſt aufgehoben. Such du, war Gt 
5 ERS dings Fabi Tin Alm 


S D : : ef: : 2 ` Del De, dazu Bes ] 
lau Es duͤrfen in die polizeilichen Vorfchriften (SS. 5. und 11.) keine Be⸗ S "e = 354 
me ſtimmungen aufgenommen werden, welche mit den Geſetzen oder den Verord “ALLEL | 
r nungen einer höheren Inſtanz im Widerſpruche ſtehen. ö S 
Ueli, A eee eee an A i 222 
ff ze 
Ke o "` Der Miniſter des Innern ift befugt, ſoweit Gefege nicht entgegenftehen, . e See e, 
LS vens (Nr, 3256, wien Je fia Aften „ EE jede enges? 

Ep Ie 7 ann e ee . eee A . 27. 
dc e Yo 1858 2290 At, ae, feen ie, 2Á 
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| 8 5) jede polizeiliche Vorſchrift durch einen foͤrmlichen Beſchluß außer Kraft zu 
ſtcgen. | | En 
| . Die Genehmigung des Königs iſt hierzu erforderlich, wenn die polizei⸗ 
e e liche Vorſchrift von dem Könige oder mit deſſen Genehmigung erlaſſen war. 
| | e bé 
Die Polizeirichter haben über alle Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche 
Vorſchriften ($$. 5. und 11.) zu erkennen, und dabei nicht die Nothwendigkeit 


= 


oder Zweckmaͤßigkeit, ſondern nur die geſetzliche Gultigkeit jener Vorſchriften 
ug Be Beſtimmungen der SS. 5, 11. und 15. dieſes Geſetzes in Erwägung 
, ] zu ziehen. 
. : 
$. 18. 

Für den Fall des Unvermoͤgens des Angeſchuldigten iſt auf verhaͤltniß⸗ 
mäßige Gefaͤngnißſtrafe zu erkennen. Das höchfte Maaß derſelben iſt 4 Tage 
ſtatt 3 Rthlr. und 14 Tage ſtatt 10 Rthlr. 

$. 19. . 
Die bisher erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften bleiben ſo lange in Kraft, 
bis ſie in Gemaͤßheit dieſes Geſetzes aufgehoben werden. 
H. 20. 
VVV Die den Polizeibehoͤrden nach den bisherigen Geſetzen zuſtehende Exeku⸗ 
„ 7 EN fionsgewalt wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht beruͤhrt. 
„ Jede Polizeibehörde iſt berechtigt, ihre polizeilichen Verfuͤgungen durch 
Keese, Con Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel durchzuſetzen. SE 
e Sees ie Wer es unterlaͤßt, dasjenige zu thun, was ihm von der Polizeibehörde 


in Ausuͤbung dieſer Befugniß geboten worden ift, hat zu gewaͤrtigen, daß es 
auf feine Roften zur Ausfuͤhrung gebracht werde — vorbehaltlich der etwa 
verwirkten Strafe und der Verpflichtung zum Schadenerſatze. 


$ 21. 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 
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